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Diese Vertragsinformation erhalten Sie gemäß § 7 des Versiche-
rungsvertragsgesetzes und der Verordnung über Informations
pflichten bei Versicherungsverträgen. Damit erfüllen wir unsere 
Verpflichtung als Versicherer, Sie vorab über die Inhalte Ihres 
Vertrags zu informieren. Bitte lesen Sie deshalb diese Vertrags
information sorgfältig durch. Sie sollten diese immer gemeinsam  
mit dem Versicherungsschein aufbewahren.
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1.	 Allgemeine Hinweise

1.1	 Wer ist Vertragspartner und was sind die 
Vertragsgrundlagen?
Wir als „Versicherer“ bieten Ihnen als „Versicherungsnehmer“ 
eine Glas- und/oder Werbeanlagenversicherung an. Zusam-
mengefasst in einem Antrag und später einem Versicherungs-
schein, sind rechtlich selbstständige Versicherungsverträge 
zur Glas- und Werbeanlagenversicherung.

Der gesamte Vertragsinhalt ergibt sich aus Ihrem Antrag, der 
vorliegenden Vertragsinformation und später dem Versiche-
rungsschein. Maßgeblich für den Versicherungsschutz sind 
die dort getroffenen Regelungen. 

Wir empfehlen Ihnen daher, die gesamte „Vertrags
information“ sorgfältig zu lesen. 

1.2	 Was müssen Sie während der Laufzeit Ihres 
Vertrags beachten?

1.2.1	 Geben Sie uns bitte bei allen für uns bestimmten Mitteilungen, 
Anzeigen, und Zahlungen immer die vollständige  
Versicherungsschein-Nummer an.

1.2.2	 Der genaue zu zahlende Beitrag ist von der Art Ihrer Glas-
versicherung und vielen weiteren Faktoren, die wir im Antrag 
erfragen, abhängig. Bitte entnehmen Sie den Beitrag für Ihre 
Glasversicherung und/oder Werbeanlagenversicherung dem 
Antrag oder Vorschlag.

Zahlen Sie bitte Ihre Beiträge stets pünktlich und teilen Sie 
uns eventuelle Kontoänderungen frühzeitig mit.

1.2.3	 Der Versicherungsschutz beginnt mit der Einlösung des Ver
sicherungsscheins, jedoch nicht vor dem darin festgesetzten 
Zeitpunkt. Wird der Beitrag erst nach diesem Zeitpunkt  
eingefordert, alsdann ohne Verzug gezahlt, so beginnt der 
Versicherungsschutz zu dem festgesetzten Zeitpunkt.

Die Folgebeiträge müssen Sie jeweils zu Beginn der  
Versicherungsperiode zahlen. Haben Sie Ratenzahlungen 
vereinbart, sind diese am Ersten des Monats fällig, in dem  
die Versicherungsperiode beginnt.

Bei vereinbarter Ratenzahlung, gelten die ausstehenden 
Raten bis zu den vereinbarten Zahlungsterminen als  
gestundet. Die gestundeten Raten des laufenden  
Versicherungsjahrs werden sofort fällig, wenn Sie mit einer 
Rate ganz oder teilweise in Verzug geraten oder soweit  
eine Entschädigung fällig wird. Dies gilt auch für den Fall, 
dass eine Beitragsrate nicht abgebucht werden kann.

Die weiteren Einzelheiten entnehmen Sie bitte Ihrem 
Antrag oder Vorschlag und später dem Versicherungs-
schein.

1.2.4	 Zeigen Sie uns oder unseren Vertriebspartnern bitte 
unverzüglich an:

a)	 wenn sich der Standort Ihres versicherten Betriebs/Praxis 
inklusive der Nebenrisiken ändert (z. B. Betriebsverlegung, 
Umzug)

b)	 wenn Sie den versicherten Betrieb/die Praxis veräußern, 
geben Sie uns den Namen und die Anschrift des  
Erwerbers bekannt. 

c)	 wenn Sie den versicherten Betrieb/die Praxis aufgeben 
(Risikofortfall).

1.2.5	 Darüber hinaus sind in den Versicherungsbedingungen  
einige Auflagen enthalten, die ohnehin zu den üblichen  
Sorgfaltspflichten gehören:

Alle gesetzlichen, behördlichen oder in dem Versicherungs
vertrag vereinbarten Sicherheitsvorschriften sind zu  
beachten. Ein Nichtbeachten dieser Sorgfaltspflichten  
beeinträchtigt Ihren Versicherungsschutz!

1.3	 Wie verhalten Sie sich am besten im 
Schadenfall?
–	 Sorgen Sie bitte für weitestgehende Schadenminderung.

–	 Melden Sie uns oder unseren Vertriebspartnern bitte den 
Schaden unverzüglich.

–	 Beantworten Sie bitte alle Fragen ausführlich und  
wahrheitsgemäß.

–	 Geben Sie uns bitte den Preis der beschädigten Sachen 
an und fügen Sie die entsprechenden Rechnungen oder 
Kostenvoranschläge bei.

1.4	 Erst-Risiko-Versicherung 
Im Rahmen einer Erst-Risiko-Versicherung trägt der  
Versicherer Schäden bis zur Höhe der vereinbarten  
Versicherungssumme (Erst-Risiko-Summe). Dabei ist es 
gleichgültig, in welchem Verhältnis die Erst-Risiko-Summe 
zum Gesamtwert der versicherten Sachen steht. Eine Unter-
versicherung wird nicht geprüft.

1.5	 Kurzfristige Verträge
Ist die Versicherungsdauer ab Vertragsbeginn kürzer als 
1 Jahr beträgt der Beitrag bei einer Laufzeit

– bis zu 1 Monat	   25 %

– bis zu 3 Monaten	   50 %

– bis zu 6 Monaten	   75 %

darüber hinaus 	 100 % des Jahresbeitrags.

2.	 Vorabinformation zum Ver
sicherungsvertrag und zum Ver
sicherer nach § 1 der Verordnung 
über Informationspflichten  
bei Versicherungsverträgen

Informationen zum Versicherer (Nr. 1 bis 5)
1.	 Identität des Versicherers

Continentale Sachversicherung AG,  
Ruhrallee 92, 44139 Dortmund

Sitz der Gesellschaft: Dortmund,  
Handelsregister Amtsgericht Dortmund B 2783

2.	 Identität eines Vertreters in dem Mitgliedsstaat der EU

entfällt

3.	 Ladungsfähige Anschrift

Continentale Sachversicherung AG 
Ruhrallee 92, 44139 Dortmund 

Vorstand: Dr. Christoph Helmich (Vorsitzender),  
Dr. Gerhard Schmitz (stv. Vorsitzender), 
Stefan Andersch, Alf N. Schlegel, Falko Struve  
Vorsitzender des Aufsichtsrates: Rolf Bauer

4.	 Hauptgeschäftstätigkeit und Aufsichtsbehörde

Hauptgeschäftstätigkeit ist das Betreiben der Schaden- und 
Unfallversicherung

Aufsichtsbehörde: 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) 
Bereich Versicherungen,  
Graurheindorfer Str. 108, 53117 Bonn

5.	 Bestehen eines Garantiefonds oder anderer Entschädigungs
regelungen 

entfällt
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Informationen zur angebotenen Leistung (Nr. 6 bis 11)
6.	 Wesentliche Merkmale der Versicherungsleistung

a)	Versicherungsbedingungen sowie anwendbares Recht
–	 Es gelten die Allgemeinen Bedingungen für die Glas- 

Versicherung (AGlB der Continentale) – Fassung 2008 
–	 Auf die vorvertragliche Beziehung und den Vertrag findet 

deutsches Recht Anwendung
b)	Art, Umfang, Fälligkeit und Erfüllung der Leistung des 

Versicherers
–	 Der Versicherer leistet im Versicherungsfall eine Geld

leistung (siehe Abschnitt A § 7 AGlB der Continentale 
– Fassung 2008).

–	 Der Umfang der Leistung richtet sich insbesondere nach 
Abschnitt A § 3 AGlB der Continentale – Fassung 2008 
(Versicherte und nicht versicherte Sachen) sowie nach 
Abschnitt A § 4 AGlB der Continentale Fassung 2008 
(Versicherte Kosten).

–	 Die Entschädigung wird fällig, wenn die Feststellungen des 
Versicherers zum Grunde und zur Höhe des Anspruchs 
abgeschlossen sind. Wird die Entschädigung nicht inner-
halb eines Monates nach Meldung des Versicherungs-
falls geleistet, ist diese seit Anzeige des Versicherungsfalls 
unter bestimmten Voraussetzungen zu verzinsen  
(siehe § 8 AGlB der Continentale – Fassung 2008).

7.	 Gesamtpreis der Versicherung
Der Gesamtpreis in Euro gemäß Zahlungsperiode inkl. Nachlässe 
und Versicherungssteuer ist dem Vorschlag und dem Antrag zu 
entnehmen.

8.	 Zusätzlich anfallende Kosten
Gebühren und Kosten für die Aufnahme des Antrages oder 
aus anderen Gründen werden nicht erhoben bzw. in Rechnung 
gestellt – außer den Mahngebühren sowie den Kosten bei  
Nichteinlösung im Rahmen eines Lastschriftverfahrens.

9.	 Einzelheiten der Zahlung und Erfüllung
Der erste oder einmalige Beitrag ist – unabhängig vom Bestehen 
eines Widerrufsrechts – unverzüglich nach dem Zeitpunkt des 
vereinbarten und im Versicherungsschein angegebenen Ver
sicherungsbeginns zu zahlen. Liegt der vereinbarte Zeitpunkt  
des Versicherungsbeginns vor Vertragsschluss, ist der erste oder  
einmalige Beitrag unverzüglich nach Vertragsschluss zu zahlen.
Weicht der Versicherungsschein vom Antrag des Versicherungs-
nehmers oder den getroffenen Vereinbarungen ab, ist der erste 
oder einmalige Beitrag frühestens einen Monat nach Zugang des 
Versicherungsscheines zu zahlen.
Die Beiträge sind, soweit im Tarif nichts anderes bestimmt ist, 
Jahresbeiträge, die jährlich im Voraus zu entrichten sind.  
Bei halb-, viertel- oder monatlicher Zahlungsperiode werden, 
soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, Zuschläge erhoben. 
Diese betragen bei halbjährlicher Zahlungsperiode 3 %, bei 
vierteljährlicher 5 % und bei monatlicher Zahlungsperiode 8 %. 
Eine monatliche Zahlungsperiode ist nur im Rahmen eines 
Lastschriftverfahrens möglich.

10.	Gültigkeitsdauer der zur Verfügung gestellten Informationen
Die Gültigkeitsdauer der Ihnen zur Verfügung gestellten  
Informationen ist, vorbehaltlich zukünftiger Gesetzes-,  
Tarif- oder Indexänderungen nicht befristet.

11.	Finanzinstrumente mit speziellen Risiken 
entfällt

Informationen zum Vertrag (Nr. 12 bis 18)
12.	Zustandekommen des Vertrags/Beginn des Versicherungs-

schutzes
Der Versicherungsvertrag kommt durch zwei übereinstimmende 
Willenserklärungen zustande. Ihre Willenserklärung ist der Antrag, 
unsere Willenserklärung ist der Versicherungsschein oder eine 
Antragsannahmeerklärung. Der Vertrag kommt somit mit Zugang 
des Versicherungsscheines oder der Antragsannahmeerklärung 
rechtlich zustande.

Zahlen Sie den ersten Beitrag nicht rechtzeitig, sondern zu  
einem späteren Zeitpunkt, beginnt der Versicherungsschutz  
erst ab diesem Zeitpunkt. Das gilt nicht, wenn Sie nachweisen, 
dass Sie die verspätete Zahlung oder die Nichtzahlung nicht zu  
vertreten haben.

13.	Widerrufsrecht
Die Regelungen zum Widerrufsrecht sowie die daraus resultierenden 
Rechtsfolgen sind dem Antrag zu entnehmen.

14.	Laufzeit des Vertrags
Die mögliche Laufzeit des Vertrags (Versicherungsbeginn und 
-ablauf) und deren Regelungen sind dem Antrag zu entnehmen. 
Nach Ablauf der vereinbarten Vertragsdauer verlängert sich der 
Vertrag jeweils um 1 Jahr, wenn nicht Ihnen oder uns spätestens 
drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahrs 
eine Kündigung in Textform zugegangen ist. 

15.	Beendigung des Vertrags
Unter den nachfolgenden Paragrafen der Allgemeinen  
Bedingungen für die Glasversicherung (AGlB der Continentale) 
– Fassung 2008 finden Sie Regelungen zur Beendigung/zu den 
Kündigungsmöglichkeiten des Vertrags sowie zu etwaigen  
Vertragsstrafen:
Abschnitt A
§ 6 Absatz 3:	� Anpassung der Versicherung (Kündigungsrecht 

des Versicherungsnehmers)
Abschnitt B
§ 1 Absatz 2:	� Anzeigepflicht des Versicherungsnehmers oder 

seines Vertreters (Kündigung als Rechtsfolge 
bei Verletzung der Anzeigepflicht)

§ 2 Absatz 3:	� Beginn des Versicherungsschutzes, Fälligkeit, 
Zahlung (Rücktrittsrecht des Versicherers bei 
Zahlungsverzug)

§ 3 Absatz 2:	� Dauer und Ende des Vertrags (Stillschweigende 
Verlängerung)

§ 3 Absatz 3:	� Dauer und Ende des Vertrags (Kündigung bei 
mehrjährigen Verträgen)

§ 3 Absatz 4:	� Dauer und Ende des Vertrags (Vertragsdauer 
von weniger als einem Jahr)

§ 3 Absatz 5:	� Dauer und Ende des Vertrags (Wegfall des  
versicherten Interesses)

§ 4 Absatz 3:	� Folgebeitrag (Leistungsfreiheit und Kündigungs-
recht nach Mahnung)

§ 7:	 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung
§ 8 Absatz 1:	� Obliegenheiten (Obliegenheiten des  

Versicherungsnehmers vor Eintritt des  
Versicherungsfalls)

§ 9 Absatz 3a:	� Gefahrerhöhung (Kündigung oder Vertrags
anpassung durch den Versicherer)

§ 9 Absatz 3b:	� Gefahrerhöhung (Kündigungsrecht des 
Versicherungsnehmers bei entsprechender 
Beitragserhöhung aufgrund der Gefahr
erhöhung)

§ 10 Absatz 2:	� Überversicherung (Nichtigkeit des Vertrags)
§ 11 Absatz 2:	� Mehrere Versicherer (Rechtsfolgen der 

Verletzung der Anzeigepflicht)
§ 15 Absatz 1:	� Kündigung nach dem Versicherungsfall

16.	Anwendbares ausländisches Recht (EU-Mitgliedsstaaten) für 
vorvertragliche Beziehungen 
entfällt

17.	Besondere Vereinbarung zum anwendbaren Recht bzw. zum 
zuständigen Gericht
Auf die beantragten Versicherungsverträge sowie auf  
vorvertragliche Beziehungen zwischen Ihnen und uns findet  
deutsches Recht Anwendung.
Die Vereinbarungen zum Gerichtsstand finden Sie im Abschnitt B 
§ 21 der AGlB der Continentale – Fassung 2008.
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18.	Sprache
Für den Vertrag einschließlich Vertragsinformation und für die 
Kommunikation während der Laufzeit des Vertrags kommt die 
deutsche Sprache zur Anwendung.

Informationen zum Rechtsweg (Nr. 19 bis 20)
19.	Außergerichtliches Beschwerde- und Rechtsbehelfs

verfahren
Unser Versicherungsunternehmen ist Mitglied im Verein 
Versicherungsombudsmann e.V.
Wir haben uns verpflichtet, an diesem Schlichtungsverfahren  
teilzunehmen.
Sie können als Verbraucher oder Kleingewerbetreibender deshalb 
das kostenlose außergerichtliche Streitschlichtungsverfahren in 
Anspruch nehmen, sofern Sie einmal nicht mit uns zufrieden sein 
sollten. 
Die Kontaktdaten lauten:
Versicherungsombudsmann e.V., Postfach 080632, 10006 Berlin 
Tel.:	 0800 3696000 
Fax:	0800 3699000 
www.versicherungsombudsmann.de 
E-Mail: beschwerde@versicherungsombudsmann.de
Der Versicherungsombudsmann ist für folgende Beschwerden 
u. a. nicht zuständig:
–	 Der Beschwerdewert übersteigt 100.000 Euro,
–	 Es sind bereits Verfahren/Beschwerden vor einem Gericht, 

Schiedsgericht, dem Versicherungsombudsmann selbst oder 
anderen Streitschlichtungseinrichtungen oder der Versiche-
rungsaufsichtsbehörde anhängig.

	 Bei einem Beschwerdewert bis zu 10.000 Euro ist eine  
Entscheidung des Ombudsmanns für uns als Mitglied im Verein 
Versicherungsombudsmann e.V. bindend. Für den Beschwerde-
führer ist die Entscheidung nicht bindend. Ihre Möglichkeit, den 
Rechtsweg zu beschreiten, bleibt hiervon unberührt.
Weitere Informationen finden Sie im Internet unter 
www.versicherungsombudsmann.de

20.	Beschwerde bei der Aufsichtsbehörde
Sofern Sie Anlass zu einer Beschwerde haben, können Sie diese 
auch an die unter Nr. 4 genannte Aufsichtsbehörde richten.

 

mailto:beschwerde@versicherungsombudsmann.de
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3.	 Allgemeine Bedingungen für 
die Glasversicherung (AGlB der 
Continentale) – Fassung Januar 
2008

Inhaltsübersicht

Abschnitt A
§   1	 Versicherte Gefahr, Versicherungsfall
§   2	 Ausschlüsse Krieg und Kernenergie
§   3	 Versicherte und nicht versicherte Sachen
§   4	 Versicherte Kosten
§   5	 Versicherungsort
§   6	 Anpassung der Versicherung
§   7	 Entschädigung als Geldleistung
§   8	 Zahlung und Verzinsung der Entschädigung
§   9	 Besondere gefahrerhöhende Umstände
Abschnitt B
§   1	� Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers oder seines 

Vertreters
§   2	� Beginn des Versicherungsschutzes, Fälligkeit, Folgen  

verspäteter Zahlung oder Nichtzahlung des Erst- oder  
Einmalbeitrags

§   3	 Beiträge, Versicherungsperiode
§   4	 Folgebeitrag
§   5	 Lastschriftverfahren
§   6	 Ratenzahlung
§   7	 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung
§   8	 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers
§   9	 Gefahrerhöhung
§ 10	 Überversicherung
§ 11	 Mehrere Versicherer
§ 12	 Versicherung für fremde Rechnung
§ 13	 Aufwendungsersatz
§ 14	 Übergang von Ersatzansprüchen
§ 15	 Kündigung nach dem Versicherungsfall
§ 16	 Keine Leistungspflicht aus besonderen Gründen
§ 17	 Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderungen
§ 18	 Vollmacht des Versicherungsvertreters
§ 19	 Repräsentanten
§ 20	 Verjährung
§ 21	 Zuständiges Gericht und Meinungsverschiedenheiten
§ 22	 Anzuwendendes Recht
§ 23	 Embargos

Abschnitt A

§ 1 �Versicherte Gefahr, Versicherungsfall

1.	 Versicherungsfall
Entschädigt werden versicherte Sachen (Abschnitt A § 3 AGlB 
der Continentale), die durch Bruch (Zerbrechen) zerstört oder 
beschädigt werden. 

2.	 Nicht versicherte Gefahren und Schäden
a)	Die Versicherung erstreckt sich nicht auf

aa)	� Beschädigungen von Oberflächen oder Kanten 
(z. B. Schrammen, Muschelausbrüche),

bb)	� Undichtwerden der Randverbindungen von Mehrscheiben-
Isolierverglasungen.

b)	Nicht versichert sind Schäden, die durch
aa)	� Brand, Blitzschlag, Explosion, Implosion, Aufprall eines 

Luftfahrzeugs, seiner Teile oder seiner Ladung und innere 
Unruhen,

bb)	 Einbruchdiebstahl, Vandalismus,
cc)	 Sturm, Hagel,
dd)	� Überschwemmung, Erdbeben, Erdfall, Erdrutsch, 

Schneedruck, Lawinen oder Vulkanausbruch 
entstehen und soweit für diese anderweitig Versicherungsschutz 
besteht.

§ 2 �Ausschlüsse Krieg und Kernenergie

1.	 Ausschluss Krieg
Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf mitwirkende 
Ursachen nicht auf Schäden durch Krieg, kriegsähnliche  
Ereignisse, Bürgerkrieg, Revolution, Rebellion oder Aufstand.

2.	 Ausschluss Kernenergie
Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf mitwirkende 
Ursachen nicht auf Schäden durch Kernenergie, nukleare  
Strahlung oder radioaktive Substanzen.

§ 3 �Versicherte und nicht versicherte Sachen

1.	 Versicherte Sachen
Versichert sind die im Versicherungsschein bezeichneten, fertig 
eingesetzten oder montierten

a)	Scheiben, Platten und Spiegel aus Glas,

b)	Scheiben und Platten aus Kunststoff,

c)	Platten aus Glaskeramik,

d)	Glasbausteine und Profilbaugläser,

e)	Lichtkuppeln aus Glas oder Kunststoff.

2.	 Gesondert versicherbar
Gesondert versicherbar sind die im Folgenden benannten und 
fertig eingesetzten oder montierten

a)	Scheiben von Sonnenkollektoren einschließlich deren 
Rahmen,

b)	künstlerisch bearbeitete Glasscheiben, -platten und -spiegel,

c)	gebogene Scheiben

oder sonstigen Sachen, die im Versicherungsschein ausdrücklich 
benannt sind. 

3.	 Nicht versicherte Sachen
Nicht versichert sind

a)	optische Gläser, Hohlgläser, Geschirr, Beleuchtungskörper und 
Handspiegel,

b)	Photovoltaikanlagen,

c)	Sachen, die bereits bei Antragstellung beschädigt sind,

d)	Scheiben und Platten aus Glas oder Kunststoff, die Bestandteil 
elektronischer Daten-, Ton-, Bildwiedergabe- und  
Kommunikationsgeräte sind (z. B. Bildschirme von  
Fernsehgeräten, Computer-Displays).

§ 4 �Versicherte Kosten

1.	 Versicherte Kosten
Versichert sind die infolge eines Versicherungsfalls notwendigen 
Kosten für 

a)	das vorläufige Verschließen von Öffnungen (Notverschalungen, 
Notverglasungen),

b)	das Abfahren von versicherten Sachen zum nächsten Ablage-
rungsplatz und für die Entsorgung (Entsorgungskosten).

2.	 Gesondert versicherbar
Soweit dies vereinbart ist, ersetzt der Versicherer bis zum jeweils 
vereinbarten Betrag die infolge eines Versicherungsfalls  
notwendigen Kosten für

a)	zusätzliche Leistungen, um die sich das Liefern und Montieren 
von versicherten Sachen durch deren Lage verteuert 
(z. B. Kran- oder Gerüstkosten),

b)	die Erneuerung von Anstrich, Malereien, Schriften, Verzierun-
gen, Lichtfilterlacken und Folien auf den versicherten Sachen 
(siehe Abschnitt A § 3 AGlB der Continentale),

c)	das Beseitigen und Wiederanbringen von Sachen, die das 
Einsetzen von Ersatzscheiben behindern (z. B. Schutzgitter, 
Schutzstangen, Markisen usw.),

d)	die Beseitigung von Schäden an Umrahmungen, Beschlägen, 
Mauerwerk, Schutz- und Alarmeinrichtungen.
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§ 5 �Versicherungsort
Versicherungsort sind die in dem Versicherungsschein bezeichneten 
Gebäude oder Räume von Gebäuden.
Soweit Versicherungsschutz für bewegliche Sachen vereinbart ist, 
besteht dieser nur innerhalb des Versicherungsorts.

§ 6 �Anpassung der Versicherung

1.	 Anpassung des Versicherungsumfangs
Der Versicherer passt den Umfang der Versicherung an die  
Preisentwicklung für Verglasungsarbeiten an; entsprechend  
verändert sich der Beitrag.

2.	 Anpassung des Beitrags
Der Beitrag erhöht oder vermindert sich jeweils zum 1. Januar 
eines jeden Jahrs für die in diesem Jahr beginnende  
Versicherungsperiode entsprechend dem Prozentsatz, um  
den sich die vom Statistischen Bundesamt veröffentlichten  
Preisindizes für Verglasungsarbeiten verändert haben. Für  
gewerbliche Risiken gilt das Mittel aus den Indizes für gemischt 
genutzte Gebäude, Bürogebäude und gewerbliche Betriebs
gebäude. Der Veränderungsprozentsatz wird auf eine Stelle  
hinter dem Komma gerundet. Maßgebend sind die für den  
Monat Mai veröffentlichten Indizes.

3.	 Kündigungsrecht des Versicherungsnehmers
Innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung über  
die Erhöhung der Haftung des Versicherers und der damit  
verbundenen Anpassung des Beitrags kann der Versicherungs-
nehmer durch Erklärung in Textform zum Anpassungszeitpunkt 
kündigen. Zur Fristwahrung genügt die rechtzeitige Absendung. 
Die Mitteilung des Versicherers, in der der Versicherungsnehmer 
auf sein Kündigungsrecht hinzuweisen ist, muss diesem mindes-
tens 1 Monat vor Wirksamwerden der Anpassung des Beitrags  
zugehen.

§ 7 �Entschädigung als Geldleistung

1.	 Geldleistung
a)	Der Versicherer gewährt im Versicherungsfall eine  

Geldleistung.
b)	Geldleistung bedeutet, dass Aufwendungen für die Entsorgung 

der zerstörten oder beschädigten Sachen, deren Wiederbe-
schaffung in gleicher Art und Güte (siehe Abschnitt A § 3 AGlB 
der Continentale), die Lieferung an den Schadenort sowie die 
Montage in ortsüblicher Höhe ersetzt werden.

c)	Besondere Aufwendungen, die zum Erreichen des Schaden-
orts (z. B. Gerüste, Kräne) bzw. im Zusammenhang mit dem 
Einsetzen der Scheibe (z. B. Anstriche, De- und Remontage 
von Vergitterungen) notwendig sind, werden nur soweit  
vereinbart und in vereinbarter Höhe ersetzt  
(siehe Abschnitt A § 4 AGlB der Continentale). 

d)	Der Versicherer ersetzt keine Aufwendungen, die bei der 
Angleichung unbeschädigter Sachen (z. B. Farbe und Struktur) 
an entschädigten Sachen sowie für fertigungsbedingte  
Abweichungen der Ersatzsache im äußeren Erscheinungsbild 
entstehen.

e)	Die Mehrwertsteuer wird nicht ersetzt, wenn der  
Versicherungsnehmer zum Vorsteuerabzug berechtigt ist;  
das Gleiche gilt, soweit der Versicherungsnehmer  
Mehrwertsteuer tatsächlich nicht gezahlt hat.

2.	 Notverglasung/Notverschalung
Das vorläufige Verschließen von Öffnungen (Notverglasungen 
und Notverschalungen) können vom Versicherungsnehmer in 
Auftrag gegeben und als notwendige versicherte Kosten geltend 
gemacht werden.

3.	 Kosten
a)	Maßgeblich für die Berechnung der Kosten (siehe Abschnitt A 

§ 4 AGlB der Continentale) ist der Zeitpunkt des Eintritts des 
Versicherungsfalls.

b)	Kürzungen nach Nr. 1 e) gelten entsprechend für die 
versicherten Kosten.

4.	 Unterversicherung
Unterversicherung liegt vor, 
a)	soweit eine Versicherungssumme vereinbart worden ist, wenn 

der Versicherungswert zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls 
höher ist als die Versicherungssumme.

oder 
b)	wenn andere Umstände, die für die Beitragsberechnung  

maßgeblich sind (z. B. Glas- oder Nutzflächen) von den 
tatsächlichen Verhältnissen zum Zeitpunkt des Schaden- 
eintritts abweichen und deshalb der Beitrag zu gering 
berechnet wurde. 

Ist Unterversicherung gemäß Nr. 5 a) festgestellt worden, wird die 
Entschädigung in dem Verhältnis von Versicherungssumme zum 
Versicherungswert nach folgender Berechnungsformel gekürzt: 
Entschädigung = Schadenbetrag multipliziert mit der  
Versicherungssumme dividiert durch den Versicherungswert.
Ist Unterversicherung gemäß Nr. 5 b) festgestellt worden, wird 
nur der Teil des Schadens ersetzt, der sich zum Schadenbetrag 
verhält wie der zuletzt berechnete Jahresbeitrag zu dem Jahres-
beitrag, der bei Berücksichtigung der tatsächlichen Umstände zu 
zahlen gewesen wäre.
Für die Entschädigungsberechnung versicherter Kosten 
(Abschnitt A § 4 Nr. 1 AGlB der Continentale) gilt die Kürzung  
entsprechend.

5.	 Restwerte
Restwerte werden angerechnet.

§ 8 �Zahlung und Verzinsung der Entschädigung

1.	 Fälligkeit der Entschädigung
Die Entschädigung wird fällig, wenn die Feststellungen des 
Versicherers zum Grunde und zur Höhe des Anspruchs 
abgeschlossen sind.
Der Versicherungsnehmer kann einen Monat nach Meldung des 
Schadens den Betrag als Abschlagszahlung beanspruchen, der 
nach Lage der Sache mindestens zu zahlen ist.

2.	 Verzinsung
Für die Verzinsung gilt, soweit nicht aus einem anderen  
Rechtsgrund eine weitergehende Zinspflicht besteht:
a)	Die Entschädigung ist – soweit sie nicht innerhalb eines 

Monats nach Meldung des Schadens geleistet wird – seit 
Anzeige des Schadens zu verzinsen.

b)	Der Zinssatz liegt 1 Prozentpunkt unter dem jeweiligen 
Basiszinssatz des Bürgerlichen Gesetzbuches (§ 247 BGB), 
mindestens jedoch bei 4 Prozent und höchstens bei 6 Prozent 
Zinsen pro Jahr.

c)	Die Zinsen werden zusammen mit der Entschädigung fällig.

3.	 Hemmung
Bei der Berechnung der Fristen gemäß Nr. 1, 2 a) (und Nr. 2 b)) 
ist der Zeitraum nicht zu berücksichtigen, in dem infolge 
Verschuldens des Versicherungsnehmers die Entschädigung 
nicht ermittelt oder nicht gezahlt werden kann.

4.	 Aufschiebung der Zahlung
Der Versicherer kann die Zahlung aufschieben, solange
a)	Zweifel an der Empfangsberechtigung des Versicherungs

nehmers bestehen;
b)	ein behördliches oder strafgerichtliches Verfahren gegen den 

Versicherungsnehmer oder seinen Repräsentanten aus Anlass 
dieses Versicherungsfalls noch läuft.

§ 9 �Besondere gefahrerhöhende Umstände
Eine anzeigepflichtige Gefahrerhöhung (Abschnitt B § 9 AGlB der 
Continentale) kann insbesondere dann vorliegen, wenn
a)	Wohnungen länger als 60 Tage unbewohnt sind;
b)	der Betrieb dauernd oder vorübergehend stillgelegt wird;
c)	das Gebäude dauernd oder vorübergehend leer steht;
d)	im Versicherungsort ein weiterer gewerblicher Betrieb  

aufgenommen wird;
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e)	Art und Umfang eines Betriebs – gleich welcher Art – verändert 
wird, soweit Versicherungsschutz für Glas in der gewerblichen 
Inhaltsversicherung vereinbart ist.

Abschnitt B

§ 1 �Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers oder seines 
Vertreters

1.	 Wahrheitsgemäße und vollständige Anzeigepflicht von 
Gefahrumständen
Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertrags-
erklärung dem Versicherer alle ihm bekannten Gefahrumstände 
anzuzeigen, nach denen der Versicherer in Textform gefragt hat 
und die für dessen Entschluss erheblich sind, den Vertrag mit 
dem vereinbarten Inhalt zu schließen.

Der Versicherungsnehmer ist auch insoweit zur Anzeige  
verpflichtet, als nach seiner Vertragserklärung, aber vor  
Vertragsannahme der Versicherer in Textform Fragen im  
Sinne des Satzes 1 stellt.

2.	 Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht
a)	Vertragsänderung

	 Hat der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht nicht  
vorsätzlich verletzt und hätte der Versicherer bei Kenntnis  
der nicht angezeigten Gefahrumstände den Vertrag auch  
zu anderen Bedingungen geschlossen, so werden die anderen 
Bedingungen auf Verlangen des Versicherers rückwirkend  
Vertragsbestandteil. Bei einer vom Versicherungsnehmer 
unverschuldeten Pflichtverletzung werden die anderen  
Bedingungen ab der laufenden Versicherungsperiode  
Vertragsbestandteil.

	 Erhöht sich durch eine Vertragsänderung der Beitrag um mehr 
als 10 % oder schließt der Versicherer die Gefahrabsicherung 
für den nicht angezeigten Umstand aus, so kann der Ver
sicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Monats nach 
Zugang der Mitteilung des Versicherers ohne Einhaltung einer 
Frist kündigen. In dieser Mitteilung der Vertragsänderung hat 
der Versicherer den Versicherungsnehmer auf dessen  
Kündigungsrecht hinzuweisen.

b)	Rücktritt und Leistungsfreiheit

	 Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach 
Nummer 1, kann der Versicherer vom Vertrag zurücktreten, 
es sei denn, der Versicherungsnehmer hat die Anzeigepflicht 
weder vorsätzlich noch grob fahrlässig verletzt.

	 Bei grober Fahrlässigkeit des Versicherungsnehmers ist das 
Rücktrittsrecht des Versicherers ausgeschlossen, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass der Versicherer den 
Vertrag bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände zu  
gleichen oder anderen Bedingungen abgeschlossen hätte.

	 Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungsfalls 
zurück, so ist er nicht zur Leistung verpflichtet, es sei denn, 
der Versicherungsnehmer weist nach, dass die Verletzung der 
Anzeigepflicht sich auf einen Umstand bezieht, der weder für 
den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls noch 
für die Feststellung oder den Umfang der Leistungspflicht des 
Versicherers ursächlich ist. Hat der Versicherungsnehmer die 
Anzeigepflicht arglistig verletzt, ist der Versicherer nicht zur 
Leistung verpflichtet.

c)	Kündigung

	 Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach 
Nr. 1 leicht fahrlässig oder schuldlos, kann der Versicherer  
den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat 
kündigen, es sei denn, der Versicherer hätte den Vertrag bei 
Kenntnis der nicht angezeigten Umstände zu gleichen oder 
anderen Bedingungen abgeschlossen.

d)	Ausschluss von Rechten des Versicherers

	 Die Rechte des Versicherers zur Vertragsänderung (a)),  
zum Rücktritt (b)) und zur Kündigung (c)) sind jeweils  
ausgeschlossen, wenn der Versicherer den nicht angezeigten 
Gefahrenumstand oder die unrichtige Anzeige kannte.

e)	Anfechtung

	 Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger 
Täuschung anzufechten, bleibt unberührt.

3.	 Frist für die Ausübung der Rechte des Versicherers
Die Rechte zur Vertragsänderung (2 a)), zum Rücktritt (2 b)) 
oder zur Kündigung (2 c)) muss der Versicherer innerhalb eines 
Monats schriftlich geltend machen und dabei die Umstände 
angeben, auf die er seine Erklärung stützt; zur Begründung kann 
er nachträglich weitere Umstände innerhalb eines Monats nach 
deren Kenntniserlangung angeben. Die Monatsfrist beginnt mit 
dem Zeitpunkt, zu dem der Versicherer von der Verletzung der 
Anzeigepflicht und der Umstände Kenntnis erlangt, die das von 
ihm jeweils geltend gemachte Recht begründen.

4.	 Rechtsfolgenhinweis
Die Rechte zur Vertragsänderung (2 a)), zum Rücktritt (2 b)) und 
zur Kündigung (2 c)) stehen dem Versicherer nur zu, wenn er den 
Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform auf 
die Folgen der Verletzung der Anzeigepflicht hingewiesen hat.

5.	 Vertreter des Versicherungsnehmers
Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsnehmers 
geschlossen, so sind bei der Anwendung von Nr. 1 und 2 sowohl 
die Kenntnis und die Arglist des Vertreters als auch die Kenntnis 
und die Arglist des Versicherungsnehmers zu berücksichtigen.

Der Versicherungsnehmer kann sich darauf, dass die Anzeige-
pflicht nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt worden ist, 
nur berufen, wenn weder dem Vertreter noch dem Versicherungs-
nehmer Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt.

6.	 Erlöschen der Rechte des Versicherers
Die Rechte des Versicherers zur Vertragsänderung (2 a)), zum 
Rücktritt (2 b)) und zur Kündigung (2 c)) erlöschen mit Ablauf  
von fünf Jahren nach Vertragsschluss; dies gilt nicht für  
Versicherungsfälle, die vor Ablauf dieser Frist eingetreten sind. 
Die Frist beläuft sich auf zehn Jahre, wenn der Versicherungs
nehmer oder sein Vertreter die Anzeigepflicht vorsätzlich oder 
arglistig verletzt hat.

§ 2 �Beginn des Versicherungsschutzes, Fälligkeit, Folgen 
verspäteter Zahlung oder Nichtzahlung des Erst- oder 
Einmalbeitrags

1.	 Beginn des Versicherungsschutzes
Der Versicherungsschutz beginnt vorbehaltlich der Regelungen  
in Nr. 3 und 4 zu dem im Versicherungsschein angegebenen  
Zeitpunkt.

2.	 Fälligkeit des Erst- oder Einmalbeitrags
Der erste oder einmalige Beitrag ist – unabhängig von dem 
Bestehen eines Widerrufrechts – unverzüglich nach dem  
Zeitpunkt des vereinbarten und im Versicherungsschein  
angegebenen Versicherungsbeginns zu zahlen.

Liegt der vereinbarte Zeitpunkt des Versicherungsbeginns vor 
Vertragsschluss, ist der erste oder einmalige Beitrag unverzüglich 
nach Vertragsschluss zu zahlen.

Zahlt der Versicherungsnehmer nicht unverzüglich nach dem in 
Satz 1 oder 2 bestimmten Zeitpunkt, beginnt der Versicherungs-
schutz erst, nachdem die Zahlung bewirkt ist.

Weicht der Versicherungsschein vom Antrag des Versicherungs-
nehmers oder von getroffenen Vereinbarungen ab, ist der erste 
oder einmalige Beitrag frühestens einen Monat nach Zugang des 
Versicherungsscheins zu zahlen.

Bei Vereinbarung der Beitragszahlung in Raten gilt die erste Rate 
als erster Beitrag.

3.	 Rücktrittsrecht des Versicherers bei Zahlungsverzug
Wird der erste oder einmalige Beitrag nicht zu dem nach Nr. 2 maß-
gebenden Fälligkeitszeitpunkt gezahlt, so kann der Versicherer 
vom Vertrag zurücktreten, solange die Zahlung nicht bewirkt ist.

Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungsnehmer 
die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.
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4.	 Leistungsfreiheit des Versicherers

Wenn der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Bei-
trag nicht zu dem nach Nr. 2 maßgebenden Fälligkeitszeitpunkt 
zahlt, so ist der Versicherer für einen vor Zahlung des Beitrags 
eingetretenen Versicherungsfall nicht zur Leistung verpflichtet, 
wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in 
Textform oder durch einen auffälligen Hinweis im Versicherungs-
schein auf diese Rechtsfolge der Nichtzahlung des Beitrags  
aufmerksam gemacht hat.

Die Leistungsfreiheit tritt jedoch nicht ein, wenn der Ver
sicherungsnehmer die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.

§ 3 �Beiträge, Versicherungsperiode

Je nach Vereinbarung werden die Beiträge entweder durch lau-
fende Zahlungen monatlich, vierteljährlich, halbjährlich, jährlich 
oder als Einmalbeitrag im Voraus gezahlt. 

Die Versicherungsperiode beträgt ein Jahr. Das gilt auch, wenn 
die vereinbarte Vertragsdauer länger als ein Jahr ist. Ist die ver-
einbarte Vertragsdauer kürzer als ein Jahr, so entspricht die Versi-
cherungsperiode der Vertragsdauer. 

§ 4 Folgebeitrag

1.	 Fälligkeit 

a)	Ein Folgebeitrag wird zu dem vereinbarten Zeitpunkt der  
jeweiligen Versicherungsperiode fällig.

b)	Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie innerhalb des im Ver-
sicherungsschein oder in der Beitragsrechnung angegebenen 
Zeitraums bewirkt ist.

2.	 Schadenersatz bei Verzug

Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung eines Folgebeitrags 
in Verzug, ist der Versicherer berechtigt, Ersatz des ihm durch 
den Verzug entstandenen Schadens zu verlangen.

3.	 Leistungsfreiheit und Kündigungsrecht nach Mahnung

a)	Der Versicherer kann den Versicherungsnehmer bei nicht 
rechtzeitiger Zahlung eines Folgebeitrags auf dessen Kosten  
in Textform zur Zahlung auffordern und eine Zahlungsfrist  
von mindestens zwei Wochen ab Zugang der Zahlungs
aufforderung bestimmen (Mahnung).

	 Die Mahnung ist nur wirksam, wenn der Versicherer je Vertrag 
die rückständigen Beträge des Beitrags, Zinsen und Kosten  
im Einzelnen beziffert und außerdem auf die Rechtsfolgen – 
Leistungsfreiheit und Kündigungsrecht – aufgrund der nicht 
fristgerechten Zahlung hinweist.

b)	Tritt nach Ablauf der in der Mahnung gesetzten Zahlungsfrist 
ein Versicherungsfall ein und ist der Versicherungsnehmer bei 
Eintritt des Versicherungsfalls mit der Zahlung des Beitrags 
oder der Zinsen oder Kosten in Verzug, so ist der Versicherer 
von der Verpflichtung zur Leistung frei.

c)	Der Versicherer kann nach Ablauf der in der Mahnung 
gesetzten Zahlungsfrist den Vertrag ohne Einhaltung einer 
Kündigungsfrist mit sofortiger Wirkung kündigen, sofern der 
Versicherungsnehmer mit der Zahlung der geschuldeten 
Beträge in Verzug ist.

	 Die Kündigung kann mit der Bestimmung der Zahlungsfrist 
so verbunden werden, dass sie mit Fristablauf wirksam wird, 
wenn der Versicherungsnehmer zu diesem Zeitpunkt mit der 
Zahlung in Verzug ist. Hierauf ist der Versicherungsnehmer bei 
der Kündigung ausdrücklich hinzuweisen. 

4.	 Zahlung des Beitrags nach Kündigung

Die Kündigung wird unwirksam, wenn der Versicherungsnehmer 
innerhalb eines Monats nach der Kündigung oder, wenn sie mit 
der Fristbestimmung verbunden worden ist, innerhalb eines 
Monats nach Fristablauf die Zahlung leistet.

Die Regelung über die Leistungsfreiheit des Versicherers (Nr. 3 b)) 
bleibt unberührt.

§ 5 Lastschriftverfahren

1.	 Pflichten des Versicherungsnehmers
Ist zur Einziehung des Beitrags das Lastschriftverfahren  
vereinbart worden, hat der Versicherungsnehmer zum Zeitpunkt 
der Fälligkeit des Beitrags für eine ausreichende Deckung des 
Kontos zu sorgen.

2.	 Änderung des Zahlungsweges
Hat es der Versicherungsnehmer zu vertreten, dass ein oder 
mehrere Beiträge trotz wiederholtem Einziehungsversuch nicht 
eingezogen werden können, ist der Versicherer berechtigt, künftig 
die Zahlung außerhalb des Lastschriftverfahrens zu verlangen. 
Der Versicherungsnehmer ist zur Übermittlung des Beitrags erst 
verpflichtet, wenn der Versicherer hierzu in Textform aufgefordert 
hat.

Durch die Banken erhobene Bearbeitungsgebühren für 
ein fehlgeschlagenes Lastschriftverfahren können dem 
Versicherungsnehmer in Rechnung gestellt werden.

§ 6 Ratenzahlung
Ist Ratenzahlung vereinbart, so gelten die ausstehenden Raten bis 
zu den vereinbarten Zahlungsterminen als gestundet.

Die gestundeten Raten der laufenden Versicherungsperiode werden 
sofort fällig, wenn der Versicherungsnehmer mit einer Rate ganz oder 
teilweise in Verzug gerät oder wenn eine Entschädigung fällig wird.

§ 7 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung

1.	 Allgemeiner Grundsatz
a)	Im Fall der Beendigung des Versicherungsverhältnisses vor 

Ablauf der Versicherungsperiode steht dem Versicherer für 
diese Versicherungsperiode nur derjenige Teil des Beitrags zu, 
der dem Zeitraum entspricht, in dem der Versicherungsschutz 
bestanden hat.

b)	Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der 
Versicherung weg, steht dem Versicherer der Beitrag zu, den  
er hätte beanspruchen können, wenn die Versicherung nur  
bis zu dem Zeitpunkt beantragt worden wäre, zu dem der  
Versicherer vom Wegfall des Interesses Kenntnis erlangt hat.

2.	 Beitrag oder Geschäftsgebühr bei Widerruf, Rücktritt, 
Anfechtung und fehlendem versicherten Interesse
a)	Übt der Versicherungsnehmer sein Recht aus, seine Vertrags-

erklärung innerhalb von zwei Wochen zu widerrufen, hat der 
Versicherer nur den auf die Zeit nach Zugang des Widerrufs 
entfallenden Teil der Beiträge zu erstatten. 

	 Voraussetzung ist, dass der Versicherer in der Belehrung über 
das Widerrufsrecht, über die Rechtsfolgen des Widerrufs und 
den zu zahlenden Betrag hingewiesen und der Versicherungs-
nehmer zugestimmt hat, dass der Versicherungsschutz vor 
Ende der Widerrufsfrist beginnt.

	 Ist die Belehrung nach Satz 2 unterblieben, hat der  
Versicherer zusätzlich den für das erste Versicherungsjahr 
gezahlten Beitrag zu erstatten; dies gilt nicht, wenn der 
Versicherungsnehmer Leistungen aus dem Versicherungs
vertrag in Anspruch genommen hat.

b)	Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt des  
Versicherers beendet, weil der Versicherungsnehmer Gefahr
umstände, nach denen der Versicherer vor Vertragsannahme 
in Textform gefragt hat, nicht angezeigt hat, so steht dem  
Versicherer der Beitrag bis zum Wirksamwerden der  
Rücktrittserklärung zu.

	 Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt des 
Versicherers beendet, weil der einmalige oder erste Beitrag 
nicht rechtzeitig gezahlt worden ist, so steht dem Versicherer 
eine angemessene Geschäftsgebühr zu.

c)	Wird das Versicherungsverhältnis durch Anfechtung des  
Versicherers wegen arglistiger Täuschung beendet, so steht 
dem Versicherer der Beitrag bis zum Wirksamwerden der 
Anfechtungserklärung zu.
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d)	Der Versicherungsnehmer ist nicht zur Zahlung des Beitrags 
verpflichtet, wenn das versicherte Interesse bei Beginn der 
Versicherung nicht besteht, oder wenn das Interesse bei einer 
Versicherung, die für ein künftiges Unternehmen oder für ein 
anderes künftiges Interesse genommen ist, nicht entsteht. Der 
Versicherer kann jedoch eine angemessene Geschäftsgebühr 
verlangen.

	 Hat der Versicherungsnehmer ein nicht bestehendes Interesse 
in der Absicht versichert, sich dadurch einen rechtswidrigen 
Vermögensvorteil zu verschaffen, ist der Vertrag nichtig.  
Dem Versicherer steht in diesem Fall der Beitrag bis zu dem 
Zeitpunkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit begründenden 
Umständen Kenntnis erlangt.

§ 8 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers

1.	 Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalls

a)	�Vertraglich vereinbarte Obliegenheiten, die der Versicherungs-
nehmer vor Eintritt des Versicherungsfalls zu erfüllen hat, sind:
aa)	� die Einhaltung aller gesetzlichen, behördlichen sowie  

vertraglich vereinbarten Sicherheitsvorschriften,
bb)	� die Einhaltung aller sonstigen vertraglich vereinbarten 

Obliegenheiten.
b)	�Verletzt der Versicherungsnehmer vorsätzlich oder grob fahr-

lässig eine Obliegenheit, die er vor Eintritt des Versicherungs-
falls gegenüber dem Versicherer zu erfüllen hat, so kann der 
Versicherer innerhalb eines Monats, nachdem er von der 
Verletzung Kenntnis erlangt hat, den Vertrag fristlos kündigen. 
Das Kündigungsrecht des Versicherers ist ausgeschlossen, 
wenn der Versicherungsnehmer beweist, dass er die Obliegen-
heit weder vorsätzlich noch grobfahrlässig verletzt hat.

2.	 Obliegenheiten bei Eintritt des Versicherungsfalls

a)	�Der Versicherungsnehmer hat bei Eintritt des Versicherungs-
falls
aa)	 nach Möglichkeit für die Abwendung und Minderung des 

Schadens zu sorgen;
bb)	 dem Versicherer den Schadeneintritt, nachdem er von ihm 

Kenntnis erlangt hat, unverzüglich – ggf. auch mündlich 
oder telefonisch – anzuzeigen;

cc)	 Weisungen des Versicherers zur Schadenabwendung/ 
-minderung – ggf. auch mündlich oder telefonisch –  
einzuholen, wenn die Umstände dies gestatten;

dd)	 Weisungen des Versicherers zur Schadenabwendung/ 
-minderung, soweit für ihn zumutbar, zu befolgen.  
Erteilen mehrere an dem Versicherungsvertrag beteiligte 
Versicherer unterschiedliche Weisungen, hat der  
Versicherungsnehmer nach pflichtgemäßem Ermessen  
zu handeln;

ee)	 Schäden durch strafbare Handlungen gegen das  
Eigentum unverzüglich der Polizei anzuzeigen;

ff)	 das Schadenbild so lange unverändert zu lassen, bis die 
Schadenstelle oder die beschädigten Sachen durch den 
Versicherer freigegeben worden sind. Sind Veränderungen 
unumgänglich, sind das Schadenbild nachvollziehbar zu 
dokumentieren (z. B. durch Fotos) und die beschädigten 
Sachen bis zu einer Besichtigung durch den Versicherer 
aufzubewahren;

gg)	 soweit möglich dem Versicherer unverzüglich jede Aus-
kunft in Textform zu erteilen, die zur Feststellung des 
Versicherungsfalls oder des Umfanges der Leistungspflicht 
des Versicherers erforderlich ist sowie jede Untersuchung 
über Ursache und Höhe des Schadens und über den 
Umfang der Entschädigungspflicht zu  
gestatten;

hh)	 vom Versicherer angeforderte Belege beizubringen, deren 
Beschaffung ihm billigerweise zugemutet werden kann.

b)	�Steht das Recht auf die vertragliche Leistung des Versicherers 
einem Dritten zu, so hat dieser die Obliegenheiten gemäß 
Nummer 2 a) ebenfalls zu erfüllen, soweit ihm dies nach den 
tatsächlichen und rechtlichen Umständen möglich ist.

3.	 Leistungsfreiheit bei Obliegenheitsverletzung
a)	Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit nach Nr. 1 

oder 2 vorsätzlich, so ist der Versicherer von der Verpflichtung 
zur Leistung frei. Bei grob fahrlässiger Verletzung der  
Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung  
in dem Verhältnis zu kürzen, das der Schwere des  
Verschuldens des Versicherungsnehmers entspricht.  
Das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit hat der  
Versicherungsnehmer zu beweisen.

b)	Außer im Fall einer arglistigen Obliegenheitsverletzung ist  
der Versicherer jedoch zur Leistung verpflichtet, soweit der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der 
Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung  
des Versicherungsfalls noch für die Feststellung oder den 
Umfang der Leistungspflicht des Versicherers ursächlich ist.

c)	Verletzt der Versicherungsnehmer eine nach Eintritt des 
Versicherungsfalls bestehende Auskunfts- oder Aufklärungs-
obliegenheit, ist der Versicherer nur dann vollständig oder 
teilweise leistungsfrei, wenn er den Versicherungsnehmer 
durch gesonderte Mitteilung in Textform auf diese Rechtsfolge 
hingewiesen hat.

§ 9 �Gefahrerhöhung

1.	 Begriff der Gefahrerhöhung
a)	Eine Gefahrerhöhung liegt vor, wenn nach Abgabe der Ver-

tragserklärung des Versicherungsnehmers die tatsächlich  
vorhandenen Umstände so verändert werden, dass der  
Eintritt des Versicherungsfalls oder eine Vergrößerung des 
Schadens oder die ungerechtfertigte Inanspruchnahme des 
Versicherers wahrscheinlicher wird.

b)	Eine Gefahrerhöhung kann insbesondere – aber nicht nur – 
vorliegen, wenn sich ein gefahrerheblicher Umstand ändert 
nach dem der Versicherer vor Vertragsschluss gefragt hat 
(siehe Abschnitt A § 9 AGlB der Continentale).

c)	Eine Gefahrerhöhung nach a) liegt nicht vor, wenn sich die 
Gefahr nur unerheblich erhöht hat oder nach den Umständen 
als mitversichert gelten soll.

2.	 Pflichten des Versicherungsnehmers
a)	Nach Abgabe seiner Vertragserklärung darf der Versicherungs-

nehmer ohne vorherige Zustimmung des Versicherers keine 
Gefahrerhöhung vornehmen oder deren Vornahme durch einen 
Dritten gestatten.

b)	Erkennt der Versicherungsnehmer nachträglich, dass er ohne 
vorherige Zustimmung des Versicherers eine Gefahrerhöhung 
vorgenommen oder gestattet hat, so muss er diese dem  
Versicherer unverzüglich anzeigen.

c)	Eine Gefahrerhöhung, die nach Abgabe seiner Vertrags
erklärung unabhängig von seinem Willen eintritt, muss der 
Versicherungsnehmer dem Versicherer unverzüglich anzeigen, 
nachdem er von ihr Kenntnis erlangt hat.

3.	 Kündigung oder Vertragsanpassung durch den Versicherer
a)	Kündigungsrecht des Versicherers
	 Verletzt der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung nach 

Nr. 2 a), kann der Versicherer den Vertrag fristlos kündigen, 
wenn der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung vorsätzlich 
oder grob fahrlässig verletzt hat. Das Nichtvorliegen von Vor-
satz oder grober Fahrlässigkeit hat der Versicherungsnehmer 
zu beweisen.

	 Beruht die Verletzung auf einfacher Fahrlässigkeit, kann der 
Versicherer unter Einhaltung einer Frist von einem Monat 
kündigen.

	 Wird dem Versicherer eine Gefahrerhöhung in den Fällen nach 
Nr. 2 b) und c) bekannt, kann er den Vertrag unter Einhaltung 
einer Frist von einem Monat kündigen.

b)	Vertragsänderung
	 Statt der Kündigung kann der Versicherer ab dem Zeitpunkt 

der Gefahrerhöhung einen seinen Geschäftsgrundsätzen ent-
sprechend erhöhten Beitrag verlangen oder die Absicherung 
der erhöhten Gefahr ausschließen.
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	 Erhöht sich der Beitrag als Folge der Gefahrerhöhung um mehr 
als 10 Prozent oder schließt der Versicherer die Absicherung 
der erhöhten Gefahr aus, so kann der Versicherungsnehmer 
den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der  
Mitteilung des Versicherers ohne Einhaltung einer Frist  
kündigen. In der Mitteilung hat der Versicherer den  
Versicherungsnehmer auf dieses Kündigungsrecht  
hinzuweisen.

4.	 Erlöschen der Rechte des Versicherers

Die Rechte des Versicherers zur Kündigung oder Vertragsan-
passung nach Nr. 3 erlöschen, wenn diese nicht innerhalb eines 
Monats ab Kenntnis des Versicherers von der Gefahrerhöhung 
ausgeübt werden oder wenn der Zustand wiederhergestellt ist, 
der vor der Gefahrerhöhung bestanden hat.

5.	 Leistungsfreiheit wegen Gefahrerhöhung

a)	Tritt nach einer Gefahrerhöhung der Versicherungsfall ein,  
so ist der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet, wenn  
der Versicherungsnehmer seine Pflichten nach Nr. 2 a) vor-
sätzlich verletzt hat. Verletzt der Versicherungsnehmer diese 
Pflichten grob fahrlässig, so ist der Versicherer berechtigt, 
seine Leistung in dem Verhältnis zu kürzen, das der Schwere 
des Verschuldens des Versicherungsnehmers entspricht.  
Das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit hat der  
Versicherungsnehmer zu beweisen.

b)	Nach einer Gefahrerhöhung nach Nr. 2 b) und c) ist der  
Versicherer für einen Versicherungsfall, der später als einen 
Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, zu dem die Anzeige dem 
Versicherer hätte zugegangen sein müssen, leistungsfrei, 
wenn der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht vorsätz-
lich verletzt hat. Hat der Versicherungsnehmer seine Pflicht 
grob fahrlässig verletzt, so gilt a) Satz 2 und 3 entsprechend. 
Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt bestehen, wenn 
ihm die Gefahrerhöhung zu dem Zeitpunkt, zu dem ihm die 
Anzeige hätte zugegangen sein müssen, bekannt war.

c)	Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt bestehen,

aa)	� soweit der Versicherungsnehmer nachweist, dass die 
Gefahrerhöhung nicht ursächlich für den Eintritt des  
Versicherungsfalls Leistungspflicht war oder

bb)	� wenn zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalls die 
Frist für die Kündigung des Versicherers abgelaufen und 
eine Kündigung nicht erfolgt war oder

cc)	� wenn der Versicherer statt der Kündigung ab dem  
Zeitpunkt der Gefahrerhöhung einen seinen Geschäfts-
grundsätzen entsprechenden erhöhten Beitrag verlangt.

§ 10 Überversicherung

1.	 Herabsetzung der Versicherungssumme

Übersteigt die Versicherungssumme den Wert des versicherten 
Interesses oder übersteigen andere für die Beitragberechnung 
maßgeblichen Umstände (z. B. Glasfläche/Nutzfläche) die tat-
sächlich vorhandenen Verhältnisse erheblich, so können sowohl 
der Versicherer als auch der Versicherungsnehmer verlangen, 
dass zur Beseitigung der Überversicherung die Versicherungs-
summe bzw. andere für die Beitragsberechnung maßgeblichen 
Umstände mit sofortiger Wirkung herabgesetzt werden.

Ab Zugang des Herabsetzungsverlangens ist für die Höhe des 
Beitrags der Betrag maßgebend, den der Versicherer berechnet  
haben würde, wenn der Vertrag von vornherein mit dem neuen  
Inhalt geschlossen worden wäre.

2.	 Nichtigkeit des Vertrags

Hat der Versicherungsnehmer die Überversicherung in der 
Absicht geschlossen, sich dadurch einen rechtswidrigen  
Vermögensvorteil zu verschaffen, ist der Vertrag nichtig. Dem  
Versicherer steht der Beitrag bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem 
er von den die Nichtigkeit begründenden Umständen Kenntnis 
erlangt.

§ 11 Mehrere Versicherer

1.	 Anzeigepflicht
Wer bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe 
Gefahr versichert, ist verpflichtet, dem Versicherer die andere 
Versicherung unverzüglich mitzuteilen. In der Mitteilung sind der 
andere Versicherer, die Versicherungssumme oder andere für die 
Beitragsberechnung maßgebliche Umstände anzugeben.

2.	 Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht
Verletzt der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht (siehe Nr. 1) 
vorsätzlich oder grob fahrlässig, ist der Versicherer unter den in 
Abschnitt B § 8 AGlB der Continentale beschriebenen Voraus
setzungen zur Kündigung berechtigt oder auch ganz oder  
teilweise leistungsfrei. Leistungsfreiheit tritt nicht ein, wenn der 
Versicherer vor Eintritt des Versicherungsfalls Kenntnis von der 
anderen Versicherung erlangt hat.

3.	 Haftung und Entschädigung bei Mehrfachversicherung
a)	Ist bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe 

Gefahr versichert und übersteigen die Versicherungssummen 
zusammen den Versicherungswert oder übersteigt aus  
anderen Gründen die Summe der Entschädigungen, die von 
jedem Versicherer ohne Bestehen der anderen Versicherung 
zu zahlen wären, den Gesamtschaden, liegt eine Mehrfach
versicherung vor.

b)	Die Versicherer sind in der Weise als Gesamtschuldner ver-
pflichtet, dass jeder für den Betrag aufzukommen hat, dessen 
Zahlung ihm nach seinem Vertrag obliegt; der Versicherungs-
nehmer kann aber im Ganzen nicht mehr als den Betrag  
des ihm entstandenen Schadens verlangen. Satz 1 gilt  
entsprechend, wenn die Verträge bei demselben Versicherer 
bestehen.

	 Erlangt der Versicherungsnehmer oder der Versicherte aus 
anderen Versicherungsverträgen Entschädigung für denselben 
Schaden, so ermäßigt sich der Anspruch aus dem vorliegen-
den Vertrag in der Weise, dass die Entschädigung aus allen 
Verträgen insgesamt nicht höher ist, als wenn der Gesamt-
betrag der Versicherungssummen oder anderer Beitrags
bemessungsgrundlagen, aus denen die Beiträge errechnet 
wurden, nur in diesem Vertrag in Deckung gegeben worden 
wäre. Bei Vereinbarung von Entschädigungsgrenzen ermäßigt 
sich der Anspruch in der Weise, dass aus allen Verträgen  
insgesamt keine höhere Entschädigung zu leisten ist, als  
wenn der Gesamtbetrag der Versicherungssummen oder  
anderer Beitragsbemessungsgrundlagen in diesem Vertrag  
in Deckung gegeben worden wäre.

c)	Hat der Versicherungsnehmer eine Mehrfachversicherung in 
der Absicht geschlossen, sich dadurch einen rechtswidrigen 
Vermögensvorteil zu verschaffen, ist jeder in dieser Absicht 
geschlossene Vertrag nichtig.

	 Dem Versicherer steht der Beitrag bis zu dem Zeitpunkt zu, 
zu dem er von den die Nichtigkeit begründenden Umständen 
Kenntnis erlangt.

4.	 Beseitigung der Mehrfachversicherung
a)	Hat der Versicherungsnehmer den Vertrag, durch den die 

Mehrfachversicherung entstanden ist, ohne Kenntnis von dem 
Entstehen der Mehrfachversicherung geschlossen, kann er 
verlangen, dass der später geschlossene Vertrag aufgehoben 
oder die Versicherungssumme bzw. andere für die Beitragbe-
rechnung maßgeblichen Umstände unter verhältnismäßiger 
Minderung des Beitrags auf den Teilbetrag herabgesetzt wird, 
der durch die frühere Versicherung nicht gedeckt ist.

	 Die Aufhebung des Vertrags oder die Herabsetzung der  
Versicherungssumme bzw. anderer für die Beitragberechnung 
maßgeblichen Umstände und Anpassung des Beitrags  
werden zu dem Zeitpunkt wirksam, zu dem die Erklärung  
dem Versicherer zugeht.
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b)	Die Regelungen nach a) sind auch anzuwenden, wenn die 
Mehrfachversicherung dadurch entstanden ist, dass nach 
Abschluss der mehreren Versicherungsverträge der  
Versicherungswert gesunken ist. Sind in diesem Fall die  
mehreren Versicherungsverträge gleichzeitig oder im  
Einvernehmen der Versicherer geschlossen worden, kann der 
Versicherungsnehmer nur die verhältnismäßige Herabsetzung 
der Versicherungssummen und der Beiträge verlangen.

§ 12 Versicherung für fremde Rechnung

1.	 Rechte aus dem Vertrag
Der Versicherungsnehmer kann den Versicherungsvertrag im 
eigenen Namen für das Interesse eines Dritten (Versicherten) 
schließen. Die Ausübung der Rechte aus diesem Vertrag steht 
nur dem Versicherungsnehmer und nicht auch dem Versicherten 
zu. Das gilt auch, wenn der Versicherte den Versicherungsschein 
besitzt.

2.	 Zahlung der Entschädigung
Der Versicherer kann vor Zahlung der Entschädigung an den  
Versicherungsnehmer den Nachweis verlangen, dass der  
Versicherte seine Zustimmung dazu erteilt hat. Der Versicherte 
kann die Zahlung der Entschädigung nur mit Zustimmung des 
Versicherungsnehmers verlangen.

3.	 Kenntnis und Verhalten
a)	Soweit die Kenntnis und das Verhalten des Versicherungs

nehmers von rechtlicher Bedeutung sind, sind bei der 
Versicherung für fremde Rechnung auch die Kenntnis und  
das Verhalten des Versicherten zu berücksichtigen. Soweit  
der Vertrag Interessen des Versicherungsnehmers und des 
Versicherten umfasst, muss sich der Versicherungsnehmer  
für sein Interesse das Verhalten und die Kenntnis des  
Versicherten nur zurechnen lassen, wenn der Versicherte 
Repräsentant des Versicherungsnehmers ist.

b)	Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es nicht an, wenn 
der Vertrag ohne sein Wissen abgeschlossen worden ist oder 
ihm eine rechtzeitige Benachrichtigung des Versicherungs
nehmers nicht möglich oder nicht zumutbar war.

c)	Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es dagegen an, 
wenn der Versicherungsnehmer den Vertrag ohne Auftrag des 
Versicherten geschlossen und den Versicherer nicht darüber 
informiert hat.

§ 13 Aufwendungsersatz

1.	 Aufwendungen zur Abwendung und Minderung des 
Schadens
a)	Versichert sind Aufwendungen, auch erfolglose, die der  

Versicherungsnehmer bei Eintritt des Versicherungsfalls  
den Umständen nach zur Abwendung und Minderung des  
Schadens für geboten halten durfte oder die er auf Weisung 
des Versicherers macht.

b)	Macht der Versicherungsnehmer Aufwendungen, um einen 
unmittelbar bevorstehenden Versicherungsfall abzuwenden 
oder in seinen Auswirkungen zu mindern, geltend, so leistet 
der Versicherer Aufwendungsersatz nur, wenn diese  
Aufwendungen bei einer nachträglichen objektiven  
Betrachtung der Umstände verhältnismäßig und erfolgreich 
waren oder die Aufwendungen auf Weisung des Versicherers 
erfolgten.

c)	 Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung zu kürzen, kann 
er auch den Aufwendungsersatz nach a) und b) entsprechend 
kürzen.

d)	Der Ersatz dieser Aufwendungen und die Entschädigung 
für versicherte Sachen betragen zusammen höchstens die 
Versicherungssumme je vereinbarter Position; dies gilt jedoch 
nicht, soweit Aufwendungen auf Weisung des Versicherers 
entstanden sind.

e)	Der Versicherer hat den für die Aufwendungen gemäß a)  
erforderlichen Betrag auf Verlangen des Versicherungs
nehmers vorzuschießen.

f)	 Nicht versichert sind Aufwendungen für Leistungen der Feuer-
wehr oder anderer Institutionen, die im öffentlichen Interesse 
zur Hilfeleistung verpflichtet sind, wenn diese Leistungen im 
öffentlichen Interesse erbracht werden.

2.	 Kosten der Ermittlung und Feststellung des Schadens

a)	Der Versicherer ersetzt bis zur vereinbarten Höhe die Kosten 
für die Ermittlung und Feststellung eines von ihm zu ersetzen-
den Schadens, sofern diese den Umständen nach geboten 
waren.

	 Zieht der Versicherungsnehmer einen Sachverständigen oder 
Beistand hinzu, so werden diese Kosten nur ersetzt, soweit er 
zur Zuziehung vertraglich verpflichtet ist oder vom Versicherer 
aufgefordert wurde.

b)	Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung zu kürzen, kann 
er auch den Kostenersatz nach a) entsprechend kürzen.

§ 14 Übergang von Ersatzansprüchen

1.	 Übergang von Ersatzansprüchen

Steht dem Versicherungsnehmer ein Ersatzanspruch gegen einen 
Dritten zu, geht dieser Anspruch auf den Versicherer über, soweit 
der Versicherer den Schaden ersetzt. Der Übergang kann nicht 
zum Nachteil des Versicherungsnehmers geltend gemacht  
werden. Richtet sich der Ersatzanspruch des Versicherungs
nehmers gegen eine Person, mit der er bei Eintritt des Schadens 
in häuslicher Gemeinschaft lebt, kann der Übergang nicht geltend 
gemacht werden, es sei denn, diese Person hat den Schaden 
vorsätzlich verursacht.

2.	 Obliegenheiten zur Sicherung von Ersatzansprüchen

Der Versicherungsnehmer hat seinen Ersatzanspruch oder  
ein zur Sicherung dieses Anspruchs dienendes Recht unter 
Beachtung der geltenden Form- und Fristvorschriften zu  
wahren und nach Übergang des Ersatzanspruchs auf den  
Versicherer bei dessen Durchsetzung durch den Versicherer 
soweit erforderlich mitzuwirken.

Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit vorsätzlich, 
ist der Versicherer zur Leistung insoweit nicht verpflichtet, als er 
infolge dessen keinen Ersatz von dem Dritten erlangen kann. Im 
Fall einer grob fahrlässigen Verletzung der Obliegenheit ist der 
Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere  
des Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden 
Verhältnis zu kürzen; die Beweislast für das Nichtvorliegen einer 
groben Fahrlässigkeit trägt der Versicherungsnehmer.

§ 15 Kündigung nach dem Versicherungsfall

1.	 Kündigungsrecht

Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalls kann jede der  
Vertragsparteien den Versicherungsvertrag kündigen. Die  
Kündigung ist in Textform zu erklären. Die Kündigung ist nur bis 
zum Ablauf eines Monats seit dem Abschluss der Verhandlungen 
über die Entschädigung zulässig.

2.	 Kündigung durch Versicherungsnehmer

Der Versicherungsnehmer ist berechtigt, das Versicherungs
verhältnis mit sofortiger Wirkung oder zu jedem späteren  
Zeitpunkt bis zum Ablauf der Versicherungsperiode in Textform  
zu kündigen. 

3.	 Kündigung durch Versicherer

Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach ihrem 
Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam.

§ 16 Keine Leistungspflicht aus besonderen Gründen

1.	 Vorsätzliche oder grob fahrlässige Herbeiführung des 
Versicherungsfalls

a)	Führt der Versicherungsnehmer den Versicherungsfall 
vorsätzlich herbei, so ist der Versicherer von der  
Entschädigungspflicht frei.
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	 Ist die Herbeiführung des Schadens durch rechtskräftiges 
Strafurteil wegen Vorsatzes in der Person des Versicherungs-
nehmers festgestellt, so gilt die vorsätzliche Herbeiführung des 
Schadens als bewiesen.

b)	Führt der Versicherungsnehmer den Schaden grob  
fahrlässig herbei, so ist der Versicherer berechtigt, seine 
Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des 
Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen.

2.	 Arglistige Täuschung nach Eintritt des Versicherungsfalls
Der Versicherer ist von der Entschädigungspflicht frei, wenn der 
Versicherungsnehmer den Versicherer arglistig über Tatsachen, 
die für den Grund oder die Höhe der Entschädigung von  
Bedeutung sind, täuscht oder zu täuschen versucht.
Ist die Täuschung oder der Täuschungsversuch durch rechts
kräftiges Strafurteil gegen den Versicherungsnehmer wegen 
Betruges oder Betrugsversuches festgestellt, so gelten die  
Voraussetzungen des Satzes 1 als bewiesen.

§ 17 Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderungen

1.	 Form
Soweit gesetzlich keine Schriftform verlangt ist und soweit in 
diesem Vertrag nicht etwas anderes bestimmt ist, sind die für  
den Versicherer bestimmten Erklärungen und Anzeigen, die das 
Versicherungsverhältnis betreffen und die unmittelbar gegenüber 
dem Versicherer erfolgen, in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder 
Brief) abzugeben.
Erklärungen und Anzeigen sollen an die Direktion des  
Versicherers oder an die im Versicherungsschein oder in  
dessen Nachträgen als zuständig bezeichnete Stelle gerichtet 
werden. Die gesetzlichen Regelungen über den Zugang von 
Erklärungen und Anzeigen bleiben unberührt.

2.	 Nichtanzeige einer Anschriften- bzw. Namensänderung
Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner  
Anschrift dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine  
Willenserklärung, die dem Versicherungsnehmer gegenüber 
abzugeben ist, die Absendung eines eingeschriebenen Briefes 
an die letzte dem Versicherer bekannte Anschrift. Entsprechen-
des gilt bei einer dem Versicherer nicht angezeigten Namens
änderung. Die Erklärung gilt drei Tage nach der Absendung  
des Briefes als zugegangen.

3.	 Nichtanzeige der Verlegung der gewerblichen Niederlassung
Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung unter der 
Anschrift seines Gewerbebetriebs abgeschlossen, finden  
bei einer Verlegung der gewerblichen Niederlassung die  
Bestimmungen nach Nr. 2 entsprechend Anwendung.

§ 18 Vollmacht des Versicherungsvertreters

1.	 Erklärungen des Versicherungsnehmers
Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom 
Versicherungsnehmer abgegebene Erklärungen entgegen
zunehmen betreffend
a)	den Abschluss bzw. den Widerruf eines Versicherungsvertrags,
b)	ein bestehendes Versicherungsverhältnis einschließlich  

dessen Beendigung,
c)	Anzeige- und Informationspflichten vor Abschluss des Vertrags 

und während des Versicherungsverhältnisses.

2.	 Erklärungen des Versicherers
Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom  
Versicherer ausgefertigte Versicherungsscheine oder deren  
Nachträge dem Versicherungsnehmer zu übermitteln.

3.	 Zahlungen an den Versicherungsvertreter
Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, Zahlungen, 
die der Versicherungsnehmer im Zusammenhang mit der Ver-
mittlung oder dem Abschluss eines Versicherungsvertrags an ihn 
leistet, anzunehmen. Eine Beschränkung dieser Vollmacht muss 
der Versicherungsnehmer nur gegen sich gelten lassen, wenn er 
die Beschränkung bei der Vornahme der Zahlung kannte oder in 
Folge grober Fahrlässigkeit nicht kannte.

§ 19 Repräsentanten
Der Versicherungsnehmer muss sich die Kenntnis und das Verhalten 
seiner Repräsentanten zurechnen lassen.

§ 20 Verjährung
Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei 
Jahren.

Die Verjährung beginnt mit dem Schluss des Jahrs, in dem der 
Anspruch entstanden ist und der Gläubiger von den Anspruch 
begründenden Umständen und der Person des Schuldners Kenntnis 
erlangt oder ohne grobe Fahrlässigkeit erlangen müsste.

Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem Versicherer 
angemeldet worden, zählt bei der Fristberechnung der Zeitraum  
zwischen Anmeldung und Zugang der in Textform mitgeteilten  
Entscheidung des Versicherers beim Anspruchsteller nicht mit.

§ 21 Zuständiges Gericht und Meinungsverschiedenheiten

1. 	 Klagen gegen den Versicherer oder Versicherungsvermittler
Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der  
Versicherungsvermittlung gelten die Gerichtsstände der  
Zivilprozessordnung (ZPO).
Neben diesen Gerichtsständen ist auch das Gericht örtlich 
zuständig:
a)	in dessen Bezirk der Versicherungsnehmer (natürliche Person) 

zur Zeit der Klageerhebung seinen Wohnsitz bzw. in  
Ermangelung eines Wohnsitzes seinen gewöhnlichen  
Aufenthalt hat;

b)	in dessen Bezirk sich der Geschäftssitz des Versicherers oder 
die betreuende Niederlassung befindet. 

2. 	 Klagen gegen den Versicherungsnehmer
Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der  
Versicherungsvermittlung gegen den Versicherungsnehmer  
ist das Gericht 
a)	ausschließlich örtlich zuständig, in dessen Bezirk der  

Versicherungsnehmer (natürliche Person) zur Zeit der  
Klageerhebung seinen Wohnsitz bzw. in Ermangelung  
eines Wohnsitzes seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat;

b)	auch örtlich zuständig, in dessen Bezirk sich der Sitz oder die 
Niederlassung des Versicherungsnehmers befindet (juristische 
Person). Das Gleiche gilt, wenn der Versicherungsnehmer  
eine Offene Handelsgesellschaft, Kommanditgesellschaft, 
Gesellschaft bürgerlichen Rechts oder eine eingetragene  
Partnerschaftsgesellschaft ist.

3. 	 Wohn-/Geschäftssitzverlegung ins Ausland
Für den Fall, dass der Versicherungsnehmer seinen Wohn-, 
Geschäftssitz oder seinen gewöhnlichen Aufenthalt außerhalb 
Deutschlands verlegt hat oder sein Wohn-, Geschäftssitz oder 
gewöhnlicher Aufenthalt im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht 
bekannt ist, gilt abweichend der Regelung nach Nr. 1 und Nr. 2 
das Gericht als vereinbart, das für den Geschäftssitz des  
Versicherers zuständig ist.

4.	 Außergerichtliches Beschwerdeverfahren
Die Continentale Sachversicherung AG hat sich zur Teilnahme  
an folgendem Schlichtungsverfahren verpflichtet:
Ist der Versicherungsnehmer mit einer Entscheidung des  
Versicherers nicht zufrieden oder hat eine Verhandlung mit  
dem Versicherer nicht zu einem gewünschten Ergebnis geführt, 
kann er sich an den Ombudsmann für Versicherungen wenden.
Versicherungsombudsmann e.V. 
Postfach 080632 
10006 Berlin 
http://www.versicherungsombudsmann.de 
E-Mail: beschwerde@versicherungsombudsmann.de 
Telefon: 0800 3696000, Fax: 0800 3699000 (kostenfrei aus 
dem deutschen Telefonnetz).
Der Ombudsmann für Versicherungen ist eine unabhängige und 
für Verbraucher und Kleingewerbetreibende kostenfrei arbeitende 
Schlichtungsstelle.
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Voraussetzung für das Schlichtungsverfahren vor dem Ombuds-
mann ist aber, dass der Versicherungsnehmer dem Versicherer 
zunächst die Möglichkeit gegeben hat, seine Entscheidung zu 
überprüfen.

§ 22 Anzuwendendes Recht
Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.

§ 23 Embargos
Es besteht – unbeschadet der übrigen Vertragsbestimmungen – 
Versicherungsschutz nur, soweit und solange dem keine auf die 
Vertragsparteien direkt anwendbaren Wirtschafts-, Handels- oder 
Finanzsanktionen bzw. Embargos der Europäischen Union oder der 
Bundesrepublik Deutschland entgegenstehen.

4.	 Besondere Vereinbarungen und 
Klauseln für die Glas-/Werbean
lagenversicherung (AGlB der 
Continentale) – Fassung 2008

Von den nachstehenden Besonderen Bedingungen und Klauseln 
sind nur die im Antrag und später im Versicherungsschein 
genannten gültig.

Teil 1: Besondere Vereinbarungen
Grundlage der Versicherung sind die Allgemeinen Versicherungs-
bedingungen für die Glasversicherung (AGIB der Continentale) 
– Fassung Januar 2008

4.1	 Glasversicherung

Pauschalversicherung nach qm-Verglasungsfläche:

Art der Verglasung

Außenverglasungen:

–	 Schaufenster, Stabilisierungsstreifen, Fenster, Türen, 
Oberlichter, Lichtbänder, Wände, Tür- und Windfang
anlagen, Außenvitrinen und Schaukästen

–	 Dächer, Überdachungen, Dachfenster, Brüstungen  
(z. B. von Balkonen), Wetterschutzvorbauten, Wand- und 
Säulenverkleidungen 

Innenverglasungen:

–	 Vitrinen, Theken, Schränke, Tisch- und Dekorationsplatten, 
Stand- und abnehmbare Wandspiegel, Bilderverglasungen

–	 Türen, Fenster, Trennwände, Schaufensterabschlüsse,  
Wand-, Decken-, Säulenverkleidungen, Brüstungen  
(z. B. von Treppen)

Versichert sind Scheiben, Platten und Spiegel aus Glas, 
Scheiben und Platten aus Kunststoff, Platten aus Glaskeramik 
bis zu jeweils 10 qm Einzelgröße, Glasbausteine und  
Profilbaugläser, Lichtkuppeln aus Glas oder Kunststoff.

Pauschalversicherung nach qm-Nutzfläche des Betriebs

Nutzfläche des Betriebs ist: qm der gewerblich genutzten 
Räume inklusive Keller-, Lager-, Sanitär-, Aufenthaltsräume 
und Teeküchen.

Art der Verglasung (siehe oben „qm-Verglasungsfläche“). 

Versichert sind Scheiben, Platten und Spiegel aus Glas, 
Scheiben und Platten aus Kunststoff, Platten aus Glaskeramik 
bis zu jeweils 10 qm Einzelgröße, Glasbausteine und Profil-
baugläser, Lichtkuppeln aus Glas oder Kunststoff. 

Pauschalversicherung nach Gebäudeneuwert-Summe 
(Gebäude-Glaspauschalversicherung)

Die Versicherungssumme ist der Gebäudeneubauwert zur Zeit 
der Antragstellung.

Versichert sind die mit dem Gebäude fest verbundenen 
Außen- und Innenscheiben aus Glas und/oder Kunststoff bis 
zu jeweils 10 qm Einzelgröße, Profilbaugläser, Glasbausteine, 
Lichtkuppeln aus Glas oder Kunststoff und Dachverglasungen.

Glasversicherung nach Flächentabelle (ab einer Einzel
größe über 10 qm)

Die Flächentabelle dient als Grundlage zur Ermittlung des 
Beitrags. Versichert sind Scheiben, Platten und Spiegel aus 
Glas, Scheiben und Platten aus Kunststoff, Platten aus Glas-
keramik, die nicht durch die pauschalen Versicherungsformen 
erfasst werden.

Pauschalversicherung je Versicherungsort

Der Beitrag gilt jeweils für einen Versicherungsort (Betriebs-
stätte). Versichert sind Scheiben, Platten und Spiegel aus 
Glas, Scheiben und Platten aus Kunststoff, Platten aus Glas-
keramik bis zu jeweils 10 qm Einzelgröße, Glasbausteine und 
Profilbaugläser, Lichtkuppeln aus Glas oder Kunststoff. 
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Allgemeines zu diesen Versicherungsformen:

Nicht versichert sind EH-Verglasungen und Panzerglas,  
Aquarien/Terrarien mit insgesamt mehr als 600 Liter Inhalt, 
sofern dies nicht besonders beantragt wurde.

Bis jeweils 2.000 EUR auf erstes Risiko sind nachstehende  
Zusatzrisiken beitragsfrei mitversichert:
–	 Sonderkosten für Gerüste, Kräne und Beseitigung von 

Hindernissen

–	 Entschädigung für Anstriche, Malereien, Schriften, 
Verzierungen, Lichtfilterlacke und Folien

–	 Entschädigung für Umrahmungen, Beschläge, Mauerwerk, 
Schutz- und Alarmeinrichtungen

–	 Blei-, Messing- oder Eloxalverglasung, transparentes  
Glasmosaik

–	 künstlerisch bearbeitete Glasscheiben, -platten und -spiegel

–	 Scheiben von Sonnenkollektoren 

–	 gebogene Scheiben der Innenverglasung 	

–	 Entschädigung für Waren- und Dekorationsmittel  
(gilt nicht für Gebäude-Glaspauschal!).

4.2	 Werbeanlagenversicherung
Versichert sind (je nach Beantragung):

Leuchtröhrenanlagen, Firmenschilder, Transparente mit und 
ohne Ausleuchtung (Hochspannung, Netzspannung)

Leuchtröhrenanlagen, Firmenschilder und Transparente

sind mit Hochspannung betriebene Werbeanlagen, die an 
zwischengeschalteten Transformatoren erkennbar sind. Die 
Leuchtröhren, -systeme können freiliegen oder mit Glas, 
Kunststoff oder anderen Materialien abgeschirmt/ummantelt 
sein.

Versichert sind Bruchschäden an den Leuchtröhren und  
Schäden an den übrigen Teilen der Anlage  
(z. B. Kurzschluss, Sturm).

Ausgeleuchtete Transparente

haben Leuchtstofflampen oder Glühbirnen und sind an der 
üblichen Netzspannung angeschlossen (ohne Transformator). 

Versichert sind Bruchschäden an den Glas- und Kunststoff-
teilen einschließlich Bemalung und Beschriftung und damit 
zusammenhängende Schäden an den übrigen Teilen der 
Anlage.

Bis jeweils 2.000 EUR auf Erstes Risiko ist das nach
stehende Zusatzrisiko beitragsfrei mitversichert:

–	 Sonderkosten für Gerüste, Kräne und Beseitigung von 
Hindernissen.

Teil 2:	� Klauseln für die Glas- und Werbeanlagen
versicherung (AGlB der Continentale)  
– Fassung 2008

Wichtig: Nicht alle hier aufgeführten Klauseln gelten für Ihren  
Vertrag. Die Klauseln, die für die beantragte Versicherung generell 
Gültigkeit haben, können Sie Ihrem Antrag oder Vorschlag  
entnehmen, Die übrigen Klauseln werden bei besonderen  
Voraussetzungen mit Ihnen vereinbart.

PK 0732 �Blei-, Messing- oder Eloxalverglasung, transparentes 
Glasmosaik

Der Versicherer leistet bis zu dem vereinbarten Betrag auf erstes 
Risiko Ersatz für Schäden an nicht aus Glas bestehenden Teilen von 
Blei-, Messing- oder Eloxalverglasungen oder von transparentem 
Glasmosaik, wenn gleichzeitig ein ersatzpflichtiger Schaden durch 
Zerbrechen an der zugehörigen Scheibe vorliegt und entweder beide 
Schäden auf derselben Ursache beruhen oder der Schaden an der 
Scheibe den anderen Schaden verursacht hat.

Die Rahmen der Verglasungen sind nicht Gegenstand der 
Versicherung.

PKC 0733 �Entschädigung für Umrahmungen, Beschläge, 
Mauerwerk, Schutz- und Alarmeinrichtungen

Der Versicherer leistet bis zu dem vereinbarten Betrag auf erstes 
Risiko Entschädigungen auch für die Beseitigung von Schäden 
an Umrahmungen, Beschlägen, Mauerwerk, Schutz- und Alarm
einrichtungen (Abschnitt A § 4 Nr. 2 d) AGlB der Continentale),  
wenn gleichzeitig ein ersatzpflichtiger Schaden durch Zerbrechen  
an der zugehörigen Scheibe vorliegt und entweder beide Schäden 
auf derselben Ursache beruhen oder der Schaden an der Scheibe 
den anderen Schaden verursacht hat.

Dies gilt auch für Umrahmungen, Beschläge, Mauerwerk, Schutz- 
und Alarmeinrichtungen von versicherten Sachen, die nicht aus  
Glas/Kunststoff bestehen.

PKC 0734 �Entschädigung für Anstriche, Malereien, Schriften, 
Verzierungen, Lichtfilterlacke und Folien

Der Versicherer leistet bis zu dem vereinbarten Betrag auf erstes 
Risiko Entschädigungen auch für die Erneuerung von Anstrichen, 
Malereien, Schriften, Verzierungen, Lichtfilterlacke und Folien 
(Anschnitt A § 4 Nr. 2 b) AGlB der Continentale), wenn gleichzeitig 
ein ersatzpflichtiger Schaden durch Zerbrechen an der zugehörigen 
Scheibe vorliegt und entweder beide Schäden auf derselben Ursache 
beruhen oder der Schaden an der Scheibe den anderen Schaden 
verursacht hat.

PK 0735 Waren und Dekorationsmittel 

1.	� Der Versicherer leistet bis zu dem vereinbarten Betrag auf erstes 
Risiko Entschädigung auch für Schäden an ausgestellten Waren 
und Dekorationsmitteln hinter versicherten Scheiben (z. B. von 
Schaufenstern, Schaukästen und Vitrinen), wenn gleichzeitig ein 
ersatzpflichtiger Schaden durch Zerbrechen der Scheibe vorliegt 
und die Waren oder Dekorationsmittel durch Glassplitter oder 
durch Gegenstände zerstört oder beschädigt worden sind, die 
beim Zerbrechen der Scheibe eingedrungen sind.

2.	 Ersetzt werden

a)	�bei zerstörten Sachen der Wiederbeschaffungspreis  
unmittelbar vor Eintritt des Versicherungsfalls; die Reste  
der zerstörten Sachen stehen dem Versicherer zu, wenn  
nicht der Versicherungsnehmer den Wert der Reste an den  
Versicherer zahlt;

b)	�bei beschädigten Sachen die notwendigen Reparaturkosten 
zur Zeit des Eintritts des Versicherungsfalls zuzüglich einer 
durch den Versicherungsfall etwa entstandenen und durch die 
Reparatur nicht auszugleichenden Wertminderung, höchstens 
jedoch der Wiederbeschaffungspreis unmittelbar vor Eintritt 
des Versicherungsfalls.

PKC 0736 �Sonderkosten für Gerüste, Kräne, Beseitigung von 
Hindernissen

Der Versicherer leistet bis zu dem vereinbarten Betrag auf erstes 
Risiko Entschädigungen auch für Kosten für das Beseitigen und 
Wiederanbringen von Sachen (Abschnitt A § 4 Nr. 2 c) AGlB der 
Continentale), die das Einsetzen von Ersatzscheiben behindern 
(z. B. Schutzgitter, Schutzstangen, Markisen) sowie auch für erhöhte 
Lieferungs- und Montagekosten (Abschnitt A § 4 Nr. 2 a) AGlB der 
Continentale), die aufgrund der Lage der Versicherungsobjekte  
entstehen (z. B. Kran- und Gerüstkosten), wenn gleichzeitig ein 
ersatzpflichtiger Schaden durch Zerbrechen an der zugehörigen 
Scheibe vorliegt und entweder beide Schäden auf derselben  
Ursache beruhen oder der Schaden an der Scheibe den anderen 
Schaden verursacht hat.

PKC 0737 Scheiben von Sonnenkollektoren

Der Versicherer leistet bis zu dem vereinbarten Betrag auf erstes 
Risiko Entschädigungen auch für Schäden an Scheiben von Sonnen-
kollektoren einschließlich deren Rahmen, (Abschnitt A § 3 Nr. 2 a) 
AGlB der Continentale) wenn ein ersatzpflichtiger Schaden durch  
Zerbrechen (Abschnitt A § 1 Nr. 1 AGlB der Continentale) der  
versicherten Sache vorliegt. 



16

PKC 0738 Gebogene Scheiben der Innenverglasung
Der Versicherer leistet bis zu dem vereinbarten Betrag auf erstes 
Risiko Entschädigungen auch für Schäden an gebogenen Scheiben 
der Innenverglasung, (Abschnitt A § 3 Nr. 2 c) AGlB der Continentale) 
wenn ein ersatzpflichtiger Schaden durch Zerbrechen (Abschnitt A 
§ 1 Nr. 1 AGlB der Continentale) der versicherten Sache vorliegt. 

PKC 0739 �Künstlerisch bearbeitete Glasscheiben, -platten und  
-spiegel

Der Versicherer leistet bis zu dem vereinbarten Betrag auf erstes 
Risiko Entschädigungen auch für Schäden an künstlerisch bearbei-
teten Glasscheiben, -platten und -spiegeln, (Abschnitt A § 3 Nr. 2 b) 
AGlB der Continentale) wenn ein ersatzpflichtiger Schaden durch 
Zerbrechen (Abschnitt A § 1 Nr. 1 AGlB der Continentale) der  
versicherten Sache vorliegt. 

PK 0753 Werbeanlagen
1.	� Versichert sind die im Versicherungsvertrag näher bezeichneten 

Werbeanlagen, und zwar Leuchtröhrenanlagen (Hochspannungs-
anlagen); Firmenschilder; Transparente.

2.	 Der Versicherer leistet Ersatz
a)	�bei Leuchtröhrenanlagen (Hochspannungsanlagen) für 

Schäden durch Zerbrechen der Röhren (Systeme) und an  
den übrigen Teilen der Anlage für alle Beschädigungen oder 
Zerstörungen, soweit sie nicht eine unmittelbare Folge der 
durch den Betrieb der Anlage verursachten Abnutzung sind;

b)	�bei Firmenschildern und Transparenten für Schäden durch  
Zerbrechen der Glas- und Kunststoffteile.

	� Schäden an Leuchtkörpern oder nicht aus Glas oder Kunst-
stoff bestehenden Teilen (z. B. Metallkonstruktion, Bemalung, 
Beschriftung, Kabel) sind mitversichert, wenn gleichzeitig ein 
ersatzpflichtiger Schaden durch Zerbrechen am Glas oder 
Kunststoff vorliegt und entweder beide Schäden auf derselben 
Ursache beruhen oder der Schaden am Glas oder Kunststoff 
den anderen Schaden verursacht hat.

3.	 Abweichend von Abschnitt A § 1 b) aa) AGlB der Continentale 
sind, soweit nichts anderes vereinbart ist, Schäden durch Brand, 
Blitzschlag, Explosion, Implosion, Anprall oder Absturz eines  
Luftfahrzeugs, seiner Teile oder seiner Ladung, mitversichert.

4.	 Kosten für Farbangleichungen unbeschädigter Systeme oder  
für sonstige Änderungen oder Verbesserungen sowie für  
Überholungen sind nicht entschädigungspflichtig.

5.	 Wird anlässlich eines ersatzpflichtigen Schadens an den übrigen 
Teilen der Anlage eine vorläufige Reparatur durch einen Nichtfach-
mann vorgenommen, so sind die Kosten hierfür sowie die daraus 
entstehenden Folgen vom Versicherungsnehmer zu tragen.

PK 0781	 Führung
Der führende Versicherer ist bevollmächtigt, Anzeigen und Willenser-
klärungen des Versicherungsnehmers für alle beteiligten Versicherer 
entgegenzunehmen.

PK 0782	 Prozessführung
Soweit die vertraglichen Grundlagen für die beteiligten Versicherer 
die gleichen sind, ist folgendes vereinbart:
1.	� Der Versicherungsnehmer wird bei Streitfällen aus diesem Vertrag 

seine Ansprüche nur gegen den führenden Versicherer und nur 
wegen dessen Anteil gerichtlich geltend machen.

2.	� Die beteiligten Versicherer erkennen die gegen den führenden 
Versicherer rechtskräftig gewordene Entscheidung sowie die von 
diesem mit dem Versicherungsnehmer nach Rechtshängigkeit 
geschlossenen Vergleiche als auch für sich verbindlich an.

3.	� Falls der Anteil des führenden Versicherers den für die 
Zulässigkeit der Berufung notwendigen Wert des Beschwerde
gegenstandes oder im Falle der Revision den Wert der mit der 
Revision geltend zu machenden Beschwerde nicht erreicht, ist 
der Versicherungsnehmer berechtigt und auf Verlangen des 
führenden oder eines mitbeteiligten Versicherers verpflichtet,  
die Klage auf einen zweiten, erforderlichenfalls auf weitere 
Versicherer auszudehnen, bis diese Summe erreicht ist.  
Wird diesem Verlangen nicht entsprochen, so gilt Nr. 2 nicht.

PK 0783	 Makler
Der den Versicherungsvertrag betreuende Makler ist bevollmächtigt, 
Anzeigen und Willenserklärungen des Versicherungsnehmers  
entgegenzunehmen. Er ist durch den Maklervertrag verpflichtet,  
diese unverzüglich an den Versicherer weiterzuleiten.
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5.	 Datenschutzhinweise

Gültig für die Sach-, Haftpflicht-, Unfall-, Rechtsschutz- und  
Kfz-Versicherung (Stand 01/2018)

A. �Informationen der Continentale 
Sachversicherung AG

1.	 Allgemeines

Hiermit informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer personen-
bezogener Daten durch die Continentale Sachversicherung AG 
und die Ihnen nach dem Datenschutzrecht zustehenden Rechte.

Weitere Informationen zum Datenschutz erhalten Sie unter 
www.continentale.de/datenschutz.

2.	 Verantwortlicher für die Datenverarbeitung/Kontakt zum 
Datenschutzbeauftragten

Continentale Sachversicherung AG I Ruhrallee 92 I  
44139 Dortmund I Telefon: 0231 919-0 I  
E-Mail: info@continentale.de.

Unseren Datenschutzbeauftragten erreichen Sie mit dem Zusatz 
- Datenschutzbeauftragter - unter der oben genannten Anschrift 
oder per E-Mail unter datenschutz@continentale.de.

3.	 Zweck und Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung

Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten unter Beach-
tung der EU-Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO), des 
Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG), der datenschutzrechtlich 
relevanten Bestimmungen des Versicherungsvertragsgesetzes 
(VVG) sowie aller weiteren maßgeblichen Gesetze. Darüber hin-
aus hat sich unser Unternehmen auf die „Verhaltensregeln für 
den Umgang mit personenbezogenen Daten durch die deutsche 
Versicherungswirtschaft“ verpflichtet, die die oben genannten 
Gesetze für die Versicherungswirtschaft präzisieren. Diese  
können Sie im Internet unter www.continentale.de/datenschutz 
abrufen.

Stellen Sie einen Antrag auf Versicherungsschutz, benötigen wir 
die von Ihnen hierbei gemachten Angaben für den Abschluss des 
Vertrags und zur Einschätzung des von uns zu übernehmenden 
Risikos. Kommt der Versicherungsvertrag zustande, verarbeiten 
wir diese Daten zur Durchführung des Vertragsverhältnisses, zum 
Beispiel zur Policierung oder Rechnungsstellung. Angaben zum 
Schaden/Leistungsfall benötigen wir etwa, um prüfen zu können, 
ob ein Versicherungsfall eingetreten und wie hoch der Schaden/
Leistungsfall ist. Der Abschluss bzw. die Durchführung des 
Versicherungsvertrags ist ohne die Verarbeitung Ihrer  
personenbezogenen Daten nicht möglich.

Darüber hinaus benötigen wir Ihre personenbezogenen Daten 
zur Erstellung von versicherungsspezifischen Statistiken, zum 
Beispiel für die Entwicklung neuer Tarife oder zur Erfüllung auf-
sichtsrechtlicher Vorgaben. Die Daten aller mit der Continentale 
Sachversicherung AG bestehenden Verträge nutzen wir für eine 
Betrachtung der gesamten Kundenbeziehung, beispielsweise zur 
Beratung hinsichtlich einer Vertragsanpassung, -ergänzung oder 
für umfassende Auskunftserteilungen.

Rechtsgrundlage für diese Verarbeitungen personenbezogener 
Daten für vorvertragliche und vertragliche Zwecke ist Artikel 6 
Absatz 1 b) DS-GVO. Soweit dafür besondere Kategorien perso-
nenbezogener Daten (zum Beispiel Ihre Gesundheitsdaten bei 
Abschluss eines Unfallversicherungsvertrags) erforderlich sind, 
holen wir Ihre Einwilligung nach Artikel 9 Absatz 2 a) in Verbin-
dung mit Artikel 7 DS-GVO ein. Erstellen wir Statistiken mit  
diesen Datenkategorien, erfolgt dies auf Grundlage von Artikel 9 
Absatz 2 j) DS-GVO in Verbindung mit § 27 BDSG.

Ihre Daten verarbeiten wir auch, um berechtigte Interessen von 
uns oder von Dritten zu wahren (Artikel 6 Absatz 1 f) DS-GVO).

Dies kann insbesondere erforderlich sein:

–	 zur Gewährleistung der IT-Sicherheit und des IT-Betriebs,

–	 zur Aktualisierung von Adressdaten unserer Kunden und  
Interessenten

–	 zur Werbung für unsere eigenen Versicherungsprodukte und 
für andere Produkte des Continentale Versicherungsverbundes 
a.G. und deren Kooperationspartner sowie für Markt- und  
Meinungsumfragen,

–	 zur Verhinderung und Aufklärung von Straftaten, insbesondere 
nutzen wir Datenanalysen zur Erkennung von Hinweisen, die 
auf Versicherungsmissbrauch hindeuten können.

Darüber hinaus verarbeiten wir Ihre personenbezogenen Daten 
zur Erfüllung gesetzlicher Verpflichtungen (zum Beispiel aufsichts-
rechtlicher Vorgaben, handels- und steuerrechtlicher Aufbewah-
rungspflichten oder unserer Beratungspflicht). Als Rechtsgrund-
lage für die Verarbeitung dienen in diesem Fall die jeweiligen 
gesetzlichen Regelungen in Verbindung mit Artikel 6 Absatz 1 c) 
DS-GVO.

Sollten wir Ihre personenbezogenen Daten für einen oben nicht 
genannten Zweck verarbeiten wollen, werden wir Sie darüber 
zuvor informieren.

4.	 Kategorien und Einzelne Stellen von Empfängern der  
personenbezogenen Daten

4.1	Spezialisierte Unternehmen der Unternehmensgruppe

Spezialisierte Unternehmen oder Bereiche unserer Unterneh-
mensgruppe nehmen bestimmte Datenverarbeitungsaufgaben 
für die in der Gruppe verbundenen Unternehmen zentral wahr. 
Soweit ein Versicherungsvertrag zwischen Ihnen und einem oder 
mehreren Unternehmen unserer Gruppe besteht, können Ihre 
Daten etwa zur zentralen Verwaltung von Anschriftendaten, für 
den telefonischen Kundenservice, zur Vertrags- und Leistungs
bearbeitung, für In- und Exkasso oder zur gemeinsamen Post-
bearbeitung zentral oder dezentral durch ein oder mehrere 
Unternehmen der Gruppe verarbeitet werden. In unserer Dienst-
leisterliste finden Sie die Unternehmen, die an einer zentralen 
Datenverarbeitung teilnehmen.

4.2 Externe Dienstleister

Wir bedienen uns zur Erfüllung unserer vertraglichen und gesetz-
lichen Pflichten zum Teil externer Dienstleister. Eine Auflistung der 
von uns eingesetzten Auftragnehmer und Dienstleister, zu denen 
nicht nur vorübergehende Geschäftsbeziehungen bestehen, 
sowie der Unternehmen unserer Gruppe, die an einer zentrali
sierten Datenverarbeitung teilnehmen, können Sie der Übersicht 
im Anhang sowie in der jeweils aktuellen Version auf unserer 
Internetseite unter www.continentale.de/datenschutz entnehmen.

4.3 Weitere Empfänger

Darüber hinaus können wir Ihre personenbezogenen Daten 
an weitere Empfänger übermitteln, wie etwa an Behörden zur 
Erfüllung gesetzlicher Mitteilungspflichten (zum Beispiel Sozial-
versicherungsträger, Finanzbehörden, Straßenverkehrsämter, 
Kraftfahrtbundesamt oder Strafverfolgungsbehörden).

4.4 Vermittler

Soweit Sie hinsichtlich Ihres Versicherungsvertrags von einem 
Vermittler betreut werden, verarbeitet Ihr Vermittler die zum 
Abschluss und zur Durchführung des Vertrags benötigten 
Antrags-, Vertrags- und Schaden-/Leistungsfalldaten. Auch über-
mittelt unser Unternehmen diese Daten an die Sie betreuenden 
Vermittler, soweit diese die Informationen zu Ihrer Betreuung und 
Beratung in Ihren Versicherungs- und Finanzangelegenheiten 
benötigen.

4.5 Datenaustausch mit Versicherern

Um Ihre Angaben bei Abschluss des Versicherungsvertrags (zum 
Beispiel zur Angabe von vorvertraglichen Versicherungsverläufen) 
bzw. Ihre Angaben bei Eintritt des Versicherungsfalls überprüfen 
und bei Bedarf ergänzen zu können, kann im dafür erforderlichen 
Umfang ein Austausch von personenbezogenen Daten mit den 
von Ihnen im Antrag benannten Versicherern  
erfolgen.
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4.6 Rückversicherer
Von uns übernommene Risiken versichern wir bei spezialisier-
ten Versicherungsunternehmen (Rückversicherer). Dafür kann es 
erforderlich sein, Ihre Vertrags- und ggf. Schaden-/Leistungsfall-
daten an die Rückversicherer zu übermitteln, damit diese sich ein 
eigenes Bild über das Risiko oder den Versicherungsfall machen 
können.

4.7 Datenaustausch mit dem Hinweis- und Informationssystem 
(HIS) – gilt nicht für die Unfallversicherung
Wir übermitteln bei Abschluss eines Versicherungsvertrags oder 
im Rahmen der Schadenbearbeitung Daten zum Versicherungs-
objekt (Fahrzeugidentifikationsdaten oder Adresse des Gebäu-
des) sowie Angaben zu Ihrer Person (Name, Vorname, Geburts-
datum, Anschrift, frühere Anschriften) an die informa HIS GmbH 
(informa HIS GmbH, Kreuzberger Ring 68, 65205 Wiesbaden, 
www.informa-his.de) übermitteln (HIS-Anfrage). Die informa HIS 
GmbH überprüft anhand dieser Daten, ob zu Ihrer Person und/
oder zu Ihrem Versicherungsobjekt im „Hinweis- und Informa-
tionssystem der Versicherungswirtschaft“ (HIS) Informationen 
gespeichert sind, die auf ein erhöhtes Risiko oder Unregelmä-
ßigkeiten in einem Versicherungsfall hindeuten können. Solche 
Informationen können nur aufgrund einer früheren Meldung eines 
Versicherungsunternehmens an das HIS vorliegen (HIS-Einmel-
dung), über die Sie ggf. von dem einmeldenden Versicherungs
unternehmen gesondert informiert worden sind. Daten, die auf-
grund einer HIS-Einmeldung im HIS gespeichert sind, werden von 
der informa HIS GmbH an uns, das anfragende Versicherungs-
unternehmen, übermittelt. Die Datenschutzinformationen der 
informa HIS GmbH finden Sie in Abschnitt C. 

4.8 Bonitätsauskunft zur Wahrung berechtigter Interessen
Soweit es zur Wahrung unserer berechtigten Interessen not-
wendig ist, fragen wir bei der Infoscore Consumer Data GmbH, 
Baden-Baden Informationen zur Beurteilung Ihres allgemeinen 
Zahlungsverhaltens ab.

4.9 Datenübermittlung an Auskunfteien
Wir übermitteln die im Rahmen der Begründung dieses Vertrags-
verhältnisses erhobenen personenbezogenen Daten zur Ein-
schätzung des Zahlungsausfallrisikos an die infoscore Consumer 
Data GmbH, Rheinstraße 99, 76532 Baden-Baden.
Rechtsgrundlagen dieser Übermittlungen sind Artikel 6 Absatz 
1 b) und Artikel 6 Absatz 1 f) der DS-GVO. Übermittlungen auf der 
Grundlage von Artikel 6 Absatz 1 f) DS-GVO dürfen nur erfolgen, 
soweit dies zur Wahrung unserer berechtigten Interessen erfor-
derlich ist und nicht die Interessen oder Grundrechte und Grund-
freiheiten der betroffenen Person, die den Schutz personenbezo-
gener Daten erfordern, überwiegen. Die Auskunfteien verarbeiten 
die erhaltenen Daten und verwenden sie auch zum Zwecke der 
Profilbildung (Scoring), um ihren Vertragspartnern im Europäi-
schen Wirtschaftsraum und in der Schweiz sowie ggf. weiteren 
Drittländern (sofern zu diesen ein Angemessenheitsbeschluss der 
Europäischen Kommission besteht) Informationen unter anderem 
zur Beurteilung der Kreditwürdigkeit von natürlichen Personen  
zu geben. Nähere Informationen zur Tätigkeit der infoscore  
Consumer Data GmbH entnehmen Sie den Datenschutz
hinweisen.

4.10 Adressaktualisierung
Zur Aktualisierung unserer Adressbestände geben wir Adress-
daten auftragsbezogen an die Deutsche Post Adress GmbH & 
Co. KG, Am Anger 33, 33332 Gütersloh. Erhalten wir zu Ihrer 
Person eine neue Anschrift, ändern wir Ihre Adressdaten bei 
uns entsprechend. Eine gesonderte Information zu derartigen 
Adressänderungen erfolgt nicht. Ihre von uns an die Deutsche 
Post Adress GmbH & Co. KG übermittelten Daten werden im 
Anschluss an die Erledigung des Auftrags gelöscht.

5.	 Automatisierte Einzelfallentscheidungen
Auf Basis Ihrer Angaben zum Risiko, zu denen wir Sie bei Antrag-
stellung befragen, entscheiden wir unter Umständen vollauto
matisiert über das Zustandekommen oder die Kündigung des 
Vertrags, mögliche Risikoausschlüsse oder über die Höhe  
der von Ihnen zu zahlenden Versicherungsprämie.

Die vollautomatisierten Entscheidungen beruhen auf von uns  
vorher festgelegten Regeln und Gewichtung der Informationen. 
Die Regeln richten sich unter anderem nach unseren Annahme-
grundsätzen, gesetzlichen und vertraglichen Regelungen sowie 
der vereinbarten Tarife. Des Weiteren kommen versicherungs
mathematische Kriterien und Kalkulationen je nach Entscheidung 
zur Anwendung.

Wenn beispielsweise im Zusammenhang mit dem Abschluss 
eines Versicherungsvertrags eine Bonitätsprüfung erfolgt, ent-
scheidet unser System in bestimmten Fällen aufgrund der erhal-
tenen Informationen vollautomatisiert über das Zustandekommen 
des Vertrags, mögliche Risikoausschlüsse oder über Modalitäten 
zu der von Ihnen zu zahlenden Versicherungsprämie. Wir nutzen 
die automatisierte Entscheidung im Zusammenhang mit der  
Bonitätsprüfung, um uns und die Versichertengemeinschaft vor 
möglichen Zahlungsausfällen und deren Folgen zu schützen.

Aufgrund Ihrer Angaben zum Versicherungsfall und der zu Ihrem 
Vertrag gespeicherten Daten (zum Beispiel zum Versicherungs-
umfang, Selbstbehaltsvereinbarungen, Prämienzahlung) sowie 
ggf. von Dritten hierzu erhaltenen Informationen entscheiden wir 
unter Umständen vollautomatisiert über unsere Leistungspflicht 
sowie der Höhe der Leistungspflicht, Bonifikationen und Zusatz-
dienstleistungen. Die vollautomatisierten Entscheidungen  
beruhen auf den zuvor beschriebenen Regeln.

Soweit wir eine vollautomatisierte Einzelfallentscheidungen in den 
zuvor beschriebenen Fällen ohne menschliche Einflussnahme 
abschließend durchgeführt haben, werden Sie mit unserer Mittei-
lung der Entscheidung darauf hingewiesen. Sie haben das Recht, 
zum Beispiel über unsere Service-Hotline weitere Informationen, 
sowie eine Erklärung zu dieser Entscheidung zu erhalten und 
sie durch einen Mitarbeiter überprüfen zu lassen. Dieses Recht 
besteht nicht, wenn Ihrem Begehren vollumfänglich stattgegeben 
wurde. Vollautomatisierte Einzelfallentscheidungen, die ein Mitar-
beiter für seine abschließende Entscheidung nur zu einem unter-
geordneten Teil berücksichtigt hat, sind ebenfalls nicht betroffen.

6.	 Datenübermittlung in ein Drittland

Zur Prüfung und Erfüllung unserer vertraglichen Verpflichtung 
im Versicherungsfall kann es erforderlich sein, im Einzelfall Ihre 
personenbezogenen Daten an Dienstleister weiterzugeben. 
Bei einem Versicherungsfall außerhalb des Europäischen Wirt-
schaftsraums (EWR) kann es zu diesem Zweck erforderlich sein, 
dass wir oder unsere Dienstleister in Ihrem Interesse Ihre Daten 
an Dienstleister außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums 
(EWR) geben müssen. Wir und unsere Dienstleister übermitteln 
Ihre Daten planmäßig nur, wenn diesem Drittland durch die  
EU-Kommission ein angemessenes Datenschutzniveau bestätigt 
wurde oder andere angemessene Datenschutzgarantien  
(zum Beispiel verbindliche unternehmensinterne Datenschutz-
vorschriften oder EU-Standardvertragsklauseln) vorhanden sind, 
oder die Übermittlung auf einer Einwilligung von Ihnen beruht.

7.	 Dauer der Speicherung Ihrer Daten

Wir löschen Ihre personenbezogenen Daten sobald sie für die 
oben genannten Zwecke nicht mehr erforderlich sind. Dabei  
kann es vorkommen, dass personenbezogene Daten für die Zeit 
aufbewahrt werden, in der Ansprüche gegen unser Unternehmen 
geltend gemacht werden können (gesetzliche Verjährungsfrist von 
drei oder bis zu dreißig Jahren). Zudem speichern wir Ihre perso-
nenbezogenen Daten, soweit wir dazu gesetzlich verpflichtet sind. 
Entsprechende Nachweis- und Aufbewahrungspflichten ergeben 
sich unter anderem aus dem Handelsgesetzbuch, der Abgaben-
ordnung und dem Geldwäschegesetz. Die Speicherfristen  
betragen danach bis zu zehn Jahren.

8.	 Betroffenenrechte

Sie können unter der oben genannten Adresse Auskunft über die 
zu Ihrer Person gespeicherten Daten verlangen. Darüber hinaus 
können Sie unter bestimmten Voraussetzungen die Berichtigung 
oder die Löschung Ihrer Daten verlangen. Ihnen kann weiterhin 
ein Recht auf Einschränkung der Verarbeitung Ihrer Daten sowie 
ein Recht auf Herausgabe der von Ihnen bereitgestellten Daten 
in einem strukturierten, gängigen und maschinenlesbaren Format 
zustehen.
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Sie haben das Recht, einer Verarbeitung Ihrer personen
bezogenen Daten zu Zwecken der Direktwerbung zu  
widersprechen. Verarbeiten wir Ihre Daten zur Wahrung 
berechtigter Interessen, können Sie dieser Verarbeitung 
widersprechen, wenn sich aus Ihrer besonderen Situation 
Gründe ergeben, die gegen die Datenverarbeitung  
sprechen.

Sie haben die Möglichkeit, sich mit einer Beschwerde an den 
oben genannten Datenschutzbeauftragten oder an die für uns 
zuständige Datenschutzaufsichtsbehörde zu wenden:
Landesbeauftragte für Datenschutz und Informationssicherheit
Nordrhein-Westfalen	 Telefon: 0211 38424-0
Postfach 20 04 44	 Telefax: 0211 38424-10
40102 Düsseldorf	 E-Mail: poststelle@ldi.nrw.de

9.	 Aktualisierung der Datenschutzhinweise
Diese „Datenschutzhinweise“ können aufgrund von Änderungen, 
zum Beispiel der gesetzlichen Bestimmungen, zu einem späteren 
Zeitpunkt angepasst werden.
Eine jeweils aktuelle Fassung dieser Information sowie der 
Dienstleister, zu denen nicht nur vorübergehende Geschäfts
beziehungen bestehen, erhalten Sie unter www.continentale.de/
datenschutz.
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Anhang: Dienstleister und Auftragnehmer der Continentale Sachversicherung AG

Liste der Dienstleister zur Sach-, Haftpflicht-, Unfall-, Rechtsschutz- und Kfz-Versicherung der Continentale Sachversicherung AG, die  
personenbezogene Daten sowie Gesundheitsdaten im Auftrag erheben und verarbeiten und/oder im Wege der Funktionsübertragung  
übermittelt bekommen können.

Die folgende Liste nennt mögliche Dienstleister und Auftragnehmer der Continentale Sachversicherung AG. Das bedeutet, dass für jede  
Datenverarbeitung, Datenerhebung und Datenübermittlung im Einzelfall geprüft wird, ob und wenn ja, welcher Dienstleister/Auftragnehmer 
beauftragt wird. Keinesfalls erfolgt eine automatische Datenübermittlung an jeden, der in der Liste genannt ist.

Die Liste wird laufend aktualisiert und ist im Internet unter www.continentale.de/dienstleisterliste einsehbar.

Unternehmen des Continentale  
Versicherungsverbundes auf Gegen
seitigkeit, die untereinander auch als 
Auftragnehmer und Kooperations-
partner tätig werden und eine zentrale 
Datenverarbeitung vornehmen

Übertragene Aufgaben, Funktionen

Continentale Krankenversicherung a.G. Rechenzentrum, Rechnungswesen, Inkasso, Exkasso, Forderungseinzug, Recht, Kommunika-
tion, Beschwerdebearbeitung, Qualitätsmanagement, Statistiken, Medizinischer Beratungsdienst, 
Revision, Betriebsorganisation, Empfang/Telefonservice, Postservice inkl. Scannen und  
Zuordnung von Eingangspost, Antrags- und Vertragsbearbeitung, Aktenentsorgung, Druck-  
und Versanddienstleistungen, zentrale Datenverarbeitung

Continentale Sachversicherung AG Vertrags- und Schaden-/Leistungsbearbeitung, Interner Service (Empfang, Telefonservice,  
Postservice inklusive Scannen und Zuordnen von Eingangspost), zentrale Datenverarbeitung

Continentale Lebensversicherung AG Vertrags- und Schaden-/Leistungsbearbeitung, Interner Service (Empfang, Telefonservice,  
Postservice inklusive Scannen und Zuordnen von Eingangspost),  Darlehensverwaltung,  
zentrale Datenverarbeitung

EUROPA Versicherung AG Vertrags- und Schaden-/Leistungsbearbeitung, Interner Service (Empfang, Telefonservice,  
Postservice inklusive Scannen und Zuordnen von Eingangspost), zentrale Datenverarbeitung

EUROPA Lebensversicherung AG Vertrags- und Schaden-/Leistungsbearbeitung, Interner Service (Empfang, Telefonservice,  
Postservice inklusive Scannen und Zuordnen von Eingangspost), zentrale Datenverarbeitung

Mannheimer Versicherung AG Schaden-/Leistungsbearbeitung, Interner Service (Empfang, Telefonservice, Postservice  
inklusive Scannen und Zuordnen von Eingangspost), zentrale Datenverarbeitung

Auftragnehmer, Kooperationspartner  
Einzelne Stellen

Übertragene Aufgaben, Funktionen Gesundheits-
daten

Continentale Rechtsschutz Service GmbH Rechtsschutz-Schadenbearbeitung, zentrale Datenverarbeitung Nein

Actineo GmbH Medizinische Regulierungsunterstützung Ja

AVUS SSH GmbH Einsichtnahme in Ermittlungsakten im Ausland Ja, teilweise

Creditreform Dortmund/Witten Scharf KG Bonitätsprüfung Nein

Dekra Claims Services GmbH Erstellung von Gutachten, Schadenbearbeitung im Ausland Ja, teilweise

Deutsche Post Adress GmbH & Co. KG Adressaktualisierung Nein

Dortmunder Allfinanz Versicherungs
vermittlungs-GmbH

Vermittlung nicht gezeichneter Risiken Ja, teilweise

GDV Dienstleistungs-GmbH Notruf und Zentralruf der Autoversicherer, Führung der Schadenklassen
datei, Verfahren zur elektronischen Versicherungsbestätigung und zur  
Versichererwechselbescheinigung

Nein

Gesamtverband der Deutschen  
Versicherungswirtschaft e.V. (GDV)

Datenübermittlung zwischen Versicherer und Dienstleister Nein

informa HIS GmbH Hinweis- und Informationssystem (HIS) Nein

infoscore Consumer Data GmbH  
Rheinstraße 99, 76532 Baden-Baden

Bonitätsprüfung Nein

Salfer Inkasso Versand von Informationsmaterial zu ConFoma (Forderungsmanagement 
für Selbstständige und Vermieter als Serviceleistung zur Rechtsschutz
versicherung)

Nein

Seghorn Inkasso GmbH Realisierung titulierter Forderungen Nein

TeReBe Rechtsanwalts AG Online-Rechtsberatung, Telefonische Anwaltliche Erstberatung,  
Vermittlung eines Anwaltes

Nein

VdS Schadenverhütung GmbH Risikoprüfung Nein

VOV GmbH Vermittlung und Betreuung von D&O-Versicherungen Nein
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Auftragnehmer, Kooperationspartner  
Kategorien

Übertragene Aufgaben, Funktionen Gesundheits-
daten

Adressermittler Adressprüfung Nein

Auskunfteien Wirtschaftsauskünfte Nein

Assisteure Telefonservice, Durchführung und Vermittlung von Assistance-Leistungen Ja, teilweise

Autovermieter Fahrzeugvermietung Nein

Cloud-Dienstleister Hosten von Servern/Web-Diensten Nein

Akten- und Datenvernichter Vernichtung von vertraulichen Unterlagen auf Papier und elektronischen 
Datenträgern

Nein

Gutachter, Sachverständige und Ärzte Belegprüfung, Erstellung von Gutachten, Gebäudewertermittlung,  
Beratungsdienstleistungen, Belegprüfung, Schadenbehebung

Ja, teilweise

Handwerker Schadenfeststellung, Schadenbehebung, Sanierung Nein

Inkassounternehmen,  
Rechtsanwaltskanzleien

Forderungseinzug, Prozessführung Ja, teilweise

IT- und Web-Dienstleister Entwicklungs-, Wartungs- und Servicearbeiten Ja, teilweise

IT-Druckdienstleister Druck- und Versanddienstleistungen Nein

Kfz-Dienstleister Schadenfeststellung, Schadenbehebung, Restwertermittlung,  
Fahrzeugvermietung

Nein

Kreditinstitute Einzug der Versicherungsprämien, Leistungs- und Schadenauszahlungen Nein

Marktforschungsunternehmen Marktforschung Nein

Regulierer und Ermittler Schadenbearbeitung Ja, teilweise

Regulierungsbüros im Ausland Schadenbearbeitung Ja, teilweise

Rehabilitationsdienste Hilfs- und Pflegeleistungen Ja

Rückversicherer Risikoprüfung, Schadenprüfung Ja

Übersetzer Übersetzung Ja, teilweise

Vermittler Angebotserstellung, Antrags- und Risikoprüfung, Postservice inklusive  
Scannen und Zuordnung von Eingangspost, Bestandsverwaltung,  
Schaden-/Leistungsbearbeitung

Ja, teilweise
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B. �Information über die infoscore Consumer Data 
GmbH („ICD“) gemäß Artikel 14 DS-GVO

Rechtsgrundlage für die Datenverarbeitung der ICD

Die ICD ist ein Auskunfteiunternehmen, das als solches bei der 
zuständigen Datenschutzaufsichtsbehörde gemeldet ist. Die ICD ver-
arbeitet personenbezogene Daten auf Grundlage der Bestimmungen 
der europäischen Datenschutzgrundverordnung (DS-GVO) sowie des 
Bundesdatenschutzgesetzes 2018 (BDSG).

Die Verarbeitung der Daten durch die ICD erfolgt auf Basis einer 
Einwilligung gemäß Artikel 6 Absatz 1a in Verbindung mit Artikel 
7 DS-GVO oder auf Grundlage des Artikel 6 Absatz 1f DS-GVO, 
soweit die Verarbeitung zur Wahrung der berechtigten Interessen 
des Verantwortlichen oder eines Dritten erforderlich ist, sofern nicht 
die Interessen und Grundfreiheiten der betroffenen Person, die den 
Schutz personenbezogener Daten erfordern, nicht überwiegen. Die 
ICD stellt ihren Vertragspartnern die Informationen nur dann zur 
Verfügung, wenn von diesen ein berechtigtes Interesse hieran im  
Einzelfall glaubhaft dargelegt wurde und eine Verarbeitung nach 
Abwägung aller Interessen zulässig ist. Das berechtigte Interesse ist 
insbesondere vor Eingehung von Geschäften mit wirtschaftlichem 
Risiko gegeben. Ein berechtigtes Interesse liegt zum Beispiel vor, 
wenn Waren auf Rechnung versendet werden, ein Kredit vergeben 
wird, ein Mobil- oder Festnetzvertrag, ein Versicherungsvertrag abge-
schlossen wird oder das Unternehmen eine sonstige wirtschaftliche 
Vorleistung erbringen soll.

Zwecke der Datenverarbeitung der ICD

Die ICD verarbeitet und speichert personenbezogene Daten, um 
ihren Vertragspartnern Informationen zur Beurteilung der wirtschaft-
lichen Leistungsfähigkeit von natürlichen und juristischen Personen 
zu geben (Bonitätsbeurteilung). Gespeichert werden von der ICD 
hierzu Informationen zum vertragswidrigen Zahlungsverhalten sowie 
zur Existenz bzw. Zustellbarkeit unter der angegebenen Adresse. 
Die Daten dienen den anfragenden Unternehmen zur Beurteilung 
der Zahlungsfähigkeit bzw. -willigkeit sowie zur Prüfung der Erreich-
barkeit von Personen unter den von diesen angegebenen Adressen. 
Solche Auskünfte sind notwendig und erlaubt, um das Zahlungs
ausfallrisiko zum Beispiel bei einer Kreditvergabe, beim Rechnungs-
kauf oder bei Abschluss eines Versicherungsvertrags vorab einschät-
zen zu können. Die Verarbeitung umfasst auch die Berechnung von 
Wahrscheinlichkeitswerten (Scoring) zum Zwecke der Beurteilung 
der Ausfallwahrscheinlichkeit. Die Datenverarbeitung und die darauf 
basierenden Auskunftserteilungen der ICD dienen gleichzeitig der 
Bewahrung der Auskunftsempfänger vor wirtschaftlichen Verlusten 
und schützen Verbraucher gleichzeitig vor der Gefahr der über
mäßigen Verschuldung.

Kategorien der personenbezogenen Daten der ICD

Von der ICD werden personenbezogene Daten (Name, Vorname, 
Geburtsdatum, Anschrift, frühere Anschriften) und ggf. Informationen 
zum vertragswidrigen Zahlungsverhalten und ggf. zur (Nicht-)Erreich-
barkeit unter der angegebenen Adresse verarbeitet bzw. gespeichert.

Hierzu zählen bspw. Daten, die auf Einmeldungen von Vertrags
partnern zu Mahn- oder Inkassovorgängen beruhen (Informationen 
über unbestrittene, fällige und mehrfach angemahnte oder titulierte 
Forderungen sowie deren Erledigung) oder Daten von Gerichten  
zu Eintragungen im Schuldnerverzeichnis sowie zu (Verbraucher-)  
Insolvenzverfahren.

Herkunft der Daten der ICD

Die Daten der ICD stammen aus den amtlichen Insolvenzveröffent
lichungen sowie den Schuldnerverzeichnissen, die bei den zentralen 
Vollstreckungsgerichten geführt werden. Dazu kommen Informati-
onen der Vertragspartner der ICD über vertragswidriges Zahlungs
verhalten basierend auf gerichtlichen sowie außergerichtlichen  
Inkassomaßnahmen. Darüber hinaus werden personenbezogene 
Daten (Name, Vorname, Geburtsdatum, Anschrift, frühere Anschrif-
ten) aus den Anfragen von Vertragspartnern der ICD gespeichert.

Kategorien von Empfängern der personenbezogenen Daten der 
ICD

Empfänger sind ausschließlich Vertragspartner der ICD. Dies sind 
insbesondere Unternehmen, die ein wirtschaftliches Risiko tragen 
und ihren Sitz im europäischen Wirtschaftsraum, in Großbritannien 
und in der Schweiz haben. Es handelt sich dabei im Wesentlichen 
um Versandhandels- bzw. eCommerce-Unternehmen, Telekommu-
nikations- und Versicherungsunternehmen, Finanzdienstleister (zum 
Beispiel Banken, Kreditkartenanbieter), Energieversorgungs- und 
Dienstleistungsunternehmen.

Darüber hinaus gehören zu den Vertragspartnern der ICD Unter
nehmen, die Forderungen einziehen, wie etwa Inkassounternehmen, 
Abrechnungsstellen oder Rechtsanwälte.

Dauer der Datenspeicherung der ICD

Die ICD speichert Informationen über Personen nur für eine 
bestimmte Zeit, nämlich solange, wie deren Speicherung im Sinne 
des Artikel 17 Absatz 1 lit. a) DS-GVO notwendig ist.

Die bei ICD zur Anwendung kommenden Prüf- und Löschfristen 
entsprechen einer Selbstverpflichtung (Code of Conduct) der im 
Verband Die Wirtschaftsauskunfteien e.V. zusammengeschlossenen 
Auskunfteiunternehmen. Bei der ICD finden dieser Selbstverpflich-
tung entsprechend folgende Prüf- und Löschfristen Anwendung:

–	 Informationen über fällige und unbestrittene Forderungen bleiben 
gespeichert, so lange deren Ausgleich nicht bekannt gegeben 
wurde; die Erforderlichkeit der fortwährenden Speicherung wird 
jeweils taggenau nach vier Jahren überprüft. Wird der Ausgleich 
der Forderung bekannt gegeben, erfolgt eine Löschung der  
personenbezogenen Daten taggenau drei Jahre danach.

–	 Daten aus den Schuldnerverzeichnissen der zentralen Vollstre-
ckungsgerichte (Eintragungen nach § 882c Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 
– 3 ZPO) werden taggenau nach drei Jahren gelöscht, jedoch  
vorzeitig, wenn der ICD eine Löschung durch das zentrale  
Vollstreckungsgericht nachgewiesen wird.

–	 Informationen über Verbraucher-/Insolvenzverfahren oder Rest-
schuldbefreiungsverfahren werden taggenau drei Jahre nach 
Beendigung des Insolvenzverfahrens oder nach Erteilung oder 
Versagung der Restschuldbefreiung gelöscht.

–	 Informationen über die Abweisung eines Insolvenzantrags  
mangels Masse, die Aufhebung der Sicherungsmaßnahmen  
oder über die Versagung der Restschuldbefreiung werden  
taggenau nach drei Jahren gelöscht.

–	 Angaben über Anfragen werden spätestens taggenau nach drei 
Jahren gelöscht.

–	 Voranschriften bleiben taggenau drei Jahre gespeichert; danach 
erfolgt die Prüfung der Erforderlichkeit der fortwährenden Spei-
cherung für weitere drei Jahre. Danach werden sie taggenau 
gelöscht, sofern nicht zum Zwecke der Identifizierung eine länger 
währende Speicherung erforderlich ist.

Betroffenenrechte gegenüber der ICD

Jede betroffene Person hat gegenüber der ICD das Recht auf 
Auskunft nach Artikel 15 DS-GVO, das Recht auf Berichtigung nach 
Artikel 16 DS-GVO, das Recht auf Löschung nach Artikel 17 DS-
GVO, das Recht auf Einschränkung der Verarbeitung nach Artikel 18 
DS-GVO. Darüber hinaus besteht die Möglichkeit, sich an die für die 
für die ICD zuständige Aufsichtsbehörde -Der Landesdatenschutz-
beauftragte für den Datenschutz Baden-Württemberg, Königstr. 10a, 
70173 Stuttgart- zu wenden. Einwilligungen können jederzeit gegen-
über dem betreffenden Vertragspartner widerrufen werden. Dies gilt 
auch für Einwilligungen, die bereits vor Inkrafttreten der DS-GVO 
erteilt wurden. Der Widerruf der Einwilligung berührt nicht die Recht-
mäßigkeit der bis zum Widerruf verarbeiteten personenbezogenen 
Daten.

Nach Artikel 21 Absatz 1 DS-GVO kann der Datenverarbeitung 
aus Gründen, die sich aus der besonderen Situation der 
betroffenen Person ergeben, gegenüber der ICD wider
sprochen werden.
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Sofern Sie wissen wollen, welche Daten die ICD zu Ihrer Person 
gespeichert und an wen sie welche Daten übermittelt hat, teilt Ihnen 
die ICD das gerne im Rahmen einer – unentgeltlichen – schriftlichen 
Selbstauskunft mit. Die ICD bittet um Ihr Verständnis, dass sie aus 
datenschutzrechtlichen Gründen keinerlei telefonische Auskünfte 
erteilen darf, da eine eindeutige Identifizierung Ihrer Person am  
Telefon nicht möglich ist. Um einen Missbrauch des Auskunftsrechts 
durch Dritte zu vermeiden, benötigt die ICD folgende Angaben von 
Ihnen:

–	 Name (ggf. Geburtsname), Vorname(n)

–	 Geburtsdatum

–	 Aktuelle Anschrift (Straße, Hausnummer, Postleitzahl und Ort)

–	 Ggf. Voranschriften der letzten fünf Jahre (dies dient der  
Vollständigkeit der zu erteilenden Auskunft)

Wenn Sie – auf freiwilliger Basis – eine Kopie Ihres Ausweises  
(Vorder- und Rückseite) beifügen, erleichtern Sie der ICD die Identi
fizierung Ihrer Person und vermeiden damit mögliche Rückfragen. 
Sie können die Selbstauskunft auch via Internet unter 

https://www.arvato.com/finance/de/verbraucher/selbstauskunft/ 
selbstauskunftanfordern.html bei der ICD beantragen.

Profilbildung/Profiling/Scoring

Vor Geschäften mit einem wirtschaftlichen Risiko möchten Vertrags-
partner möglichst gut einschätzen können, ob den eingegangenen 
Zahlungsverpflichtungen nachgekommen werden wird. Durch die 
ICD-Bonitätsauskunft und mittels sogenannter Wahrscheinlichkeits-
werte bzw. Scoring unterstützt die ICD Unternehmen bei der  
Entscheidungsfindung und hilft dabei, alltägliche (Waren-) Kredit
geschäfte rasch abwickeln zu können.

Beim Scoring der ICD wird anhand von Informationen und Erfah-
rungen aus der Vergangenheit eine Prognose insbesondere über 
Zahlungswahrscheinlichkeiten erstellt. Das Scoring basiert primär 
auf Basis der zu einer betroffenen Person bei der ICD gespeicher-
ten Informationen, die auch in der Selbstauskunft gemäß Artikel 15 
DS-GVO ausgewiesen werden. Anhand der zu einer Person gespei-
cherten Daten, von adressbezogenen Daten sowie von Anschriften-
daten erfolgt auf Basis mathematisch-statistischer Verfahren eine 
Zuordnung zu Personengruppen, die in der Vergangenheit ähnliches 
Zahlungsverhalten aufwiesen. Das verwendete Verfahren wird als 
„logistische Regression“ bezeichnet und ist eine fundierte, seit  
langem praxiserprobte, mathematisch-statistische Methode zur  
Prognose von Risikowahrscheinlichkeiten.

Folgende Datenarten werden bei der ICD für das Scoring verwendet, 
wobei nicht jede Datenart auch in jede einzelne Berechnung mit  
einfließt:

–	 Daten, die auf Einmeldungen von Vertragspartnern zu Mahn-  
oder Inkassovorgängen beruhen (Informationen über unbe
strittene, fällige und mehrfach angemahnte oder titulierte 
Forderungen sowie deren Erledigung) oder Daten von  
Gerichten zu Eintragungen im Schuldnerverzeichnis sowie  
zu (Verbraucher-) Insolvenzverfahren.

–	 Geschlecht und Alter der Person

–	 Adressbezogene Daten (Bekanntsein des Namens bzw. des 
Haushalts an der Adresse, Anzahl bekannter Personen im  
Haushalt (Haushaltsstruktur), Bekanntsein der Adresse)

–	 Anschriftendaten (Informationen zu vertragswidrigem Zahlungs-
verhalten in Ihrem Wohnumfeld (Straße/Haus))

–	 Daten aus Anfragen durch Vertragspartner der ICD

Besondere Kategorien von Daten im Sinne des Artikel 9 DS-GVO 
(zum Beispiel Angaben zur Staatsangehörigkeit, ethnischen Herkunft 
oder zu politischen oder religiösen Einstellungen) werden von ICD 
weder gespeichert noch bei der Berechnung von Wahrscheinlich-
keitswerten berücksichtigt. Auch die Geltendmachung von Rechten 
nach der DS-GVO, also zum Beispiel die Einsichtnahme in die bei 
der ICD gespeicherten Informationen nach Artikel 15 DS-GVO, hat 
keinen Einfluss auf das Scoring.

Die ICD selbst trifft keine Entscheidungen über den Abschluss eines 
Rechtsgeschäfts oder dessen Rahmenbedingungen (wie zum Bei-
spiel angebotene Zahlarten), sie unterstützt die ihr angeschlossenen 
Vertragspartner lediglich mit ihren Informationen bei der diesbezüg-
lichen Entscheidungsfindung. Die Risikoeinschätzung und Beurtei-
lung der Kreditwürdigkeit sowie die darauf basierende Entscheidung 
erfolgt allein durch Ihren Geschäftspartner.

Name und Kontaktdaten der ICD (verantwortliche Stelle) sowie 
des betrieblichen Datenschutzbeauftragten
Nachfolgend finden Sie Kontaktdaten der infoscore Consumer Data 
GmbH sowie deren betrieblichen Datenschutzbeauftragten: 
infoscore Consumer Data GmbH
Rheinstr. 99
76532 Baden-Baden
Der betriebliche Datenschutzbeauftragte der ICD ist unter der oben 
angegebenen Anschrift, zu Händen Abteilung Datenschutz, der per 
E-Mail unter folgender Adresse erreichbar:  
datenschutz@arvatoinfoscore.de.

http://www.arvato.com/finance/de/verbraucher/selbstauskunft/selbstauskunftanfordern.html
http://www.arvato.com/finance/de/verbraucher/selbstauskunft/selbstauskunftanfordern.html
mailto:datenschutz@arvatoinfoscore.de
mailto:datenschutz@arvatoinfoscore.de


C. �Information über den Datenaustausch mit der 
informa HIS GmbH auf Grundlage des Artikels 14 
DS-GVO

Zwecke der Datenverarbeitung der informa HIS GmbH
Die informa HIS GmbH betreibt als datenschutzrechtlich Verantwort-
liche das Hinweis- und Informationssystem HIS der Versicherungs
wirtschaft. Sie verarbeitet darin personenbeziehbare Daten, um die 
Versicherungswirtschaft bei der Bearbeitung von Versicherungs
anträgen und -schäden zu unterstützen. Es handelt sich bei diesen 
Daten um Angaben zu erhöhten Risiken oder um Auffälligkeiten, die 
auf Unregelmäßigkeiten (zum Beispiel Mehrfachabrechnung eines 
Versicherungsschadens bei verschiedenen Versicherungsunter
nehmen) hindeuten können.

Rechtsgrundlage für die Datenverarbeitung
Die informa HIS GmbH verarbeitet personenbezogene Daten auf 
Grundlage des Artikel 6 Absatz 1f DS-GVO. Dies ist zulässig, soweit 
die Verarbeitung zur Wahrung der berechtigten Interessen des 
Verantwortlichen oder eines Dritten erforderlich ist, sofern nicht die 
Interessen und Grundfreiheiten der betroffenen Person, die den 
Schutz personenbezogener Daten erfordern, überwiegen.
Die informa HIS GmbH selbst trifft keine Entscheidungen über den 
Abschluss eines Versicherungsvertrags oder über die Regulierung 
von Schäden. Sie stellt den Versicherungsunternehmen lediglich  
die Informationen für die diesbezügliche Entscheidungsfindung zur 
Verfügung.

Herkunft der Daten der informa HIS GmbH
Die Daten im HIS stammen ausschließlich von Versicherungs
unternehmen, die diese in das HIS einmelden.

Kategorien der personenbezogenen Daten
Basierend auf der HIS-Anfrage werden von der informa HIS GmbH 
– abhängig von der Versicherungsart bzw. -sparte – die Daten der 
Anfrage mit den dazu genutzten personenbezogenen Daten (Name, 
Vorname, Geburtsdatum, Anschrift, frühere Anschriften) bzw. Infor-
mationen zum Versicherungsobjekt (zum Beispiel Fahrzeug- bzw. 
Gebäudeinformationen) sowie das anfragende Versicherungsunter-
nehmen gespeichert. Bei einer HIS-Einmeldung speichert die informa 
HIS GmbH erhöhte Risiken oder Auffälligkeiten, die auf Unregel
mäßigkeiten hindeuten können, sofern solche Informationen an das 
HIS gemeldet wurden. In der Versicherungssparte Leben können 
dies zum Beispiel Informationen zu möglichen Erschwernissen (ohne  
Hinweis auf Gesundheitsdaten) und Versicherungssumme/Renten-
höhe sein. Zu Fahrzeugen sind ggf. zum Beispiel Totalschäden,  
fiktive Abrechnungen oder Auffälligkeiten bei einer früheren  
Schadenmeldung gespeichert. Gebäudebezogene Daten sind  
Anzahl und Zeitraum geltend gemachter Gebäudeschäden.

Kategorien von Empfängern der personenbezogenen Daten
Empfänger sind ausschließlich Versicherungsunternehmen mit Sitz in 
Deutschland sowie im Einzelfall im Rahmen von Ermittlungsverfahren 
staatliche Ermittlungsbehörden.

Dauer der Datenspeicherung
Die informa HIS GmbH speichert Informationen über Personen 
gemäß Artikel 17 Absatz 1 lit. a) DS-GVO nur für eine bestimmte Zeit. 
Angaben über HIS-Anfragen werden taggenau nach zwei Jahren 
gelöscht.
Für die Speicherfristen bei HIS-Einmeldungen gilt:
–	 Personenbezogene Daten (Name, Adresse und Geburtsdatum) 

sowie Fahrzeug- und Gebäudedaten werden am Ende des vier-
ten Kalenderjahrs nach erstmaliger Speicherung gelöscht. Sofern 
in dem genannten Zeitraum eine erneute Einmeldung zu einer 
Person erfolgt, führt dies zur Verlängerung der Speicherung der 
personenbezogenen Daten um weitere vier Jahre. Die maximale 
Speicherdauer beträgt in diesen Fällen 10 Jahre.

–	 Daten aus der Versicherungssparte Leben werden bei nicht 
zustande gekommenen Verträgen am Ende des dritten Jahrs 
nach der erstmaligen Speicherung gelöscht.

Betroffenenrechte
Jede betroffene Person hat das Recht auf Auskunft, auf Berichti-
gung, auf Löschung sowie auf Einschränkung der Verarbeitung. 
Diese Rechte nach Artikel 15 bis 18 DS-GVO können gegenüber 
der informa HIS GmbH unter der unten genannten Adresse geltend 
gemacht werden. Darüber hinaus besteht die Möglichkeit, sich an die 
für die für die informa HIS GmbH zuständige Aufsichtsbehörde
Der Hessische Datenschutzbeauftragte, Gustav-Stresemann-Ring 1, 
65189 Wiesbaden – zu wenden. Hinsichtlich der Meldung von Daten 
an das HIS ist die für das Versicherungsunternehmen zuständige 
Datenschutzaufsichtsbehörde zuständig.

Nach Artikel 21 Absatz 1 DS-GVO kann der Datenverarbeitung 
aus Gründen, die sich aus der besonderen Situation der 
betroffenen Person ergeben, unter der unten genannten 
Adresse widersprochen werden.

Sofern Sie wissen wollen, welche Daten die informa HIS GmbH zu 
Ihrer Person, zu Ihrem Fahrzeug oder zu Ihrem Gebäude gespeichert 
hat und an wen welche Daten übermittelt worden sind, teilt Ihnen die 
informa HIS GmbH dies gerne mit. Sie können dort unentgeltlich eine 
sogenannte Selbstauskunft anfordern. Wir bitten Sie, zu berücksich-
tigen, dass die informa HIS GmbH aus Datenschutzrechtlichen Grün-
den keinerlei telefonische Auskünfte erteilen darf, da eine eindeutige 
Identifizierung Ihrer Person am Telefon nicht möglich ist. Um einen 
Missbrauch durch Dritte zu vermeiden, benötigt die informa HIS 
GmbH folgende Angaben von Ihnen:
–	 Name (ggf. Geburtsname), Vorname(n), Geburtsdatum
–	 Aktuelle Anschrift (Straße, Hausnummer, Postleitzahl und Ort) 

sowie ggf. Voranschriften der letzten fünf Jahre
–	 Ggf. FIN (Fahrzeug-Identifizierungsnummer) des Fahrzeugs.  

Bei Anfragen zum Fahrzeug ist die Beifügung einer Kopie der 
Zulassungsbescheinigung I. oder II. zum Nachweis der Halter
eigenschaft erforderlich.

–	 Bei Anfragen zum Gebäude ist die Beifügung des letzten Versi-
cherungsscheins oder eines sonstigen Dokuments erforderlich, 
das das Eigentum belegt (zum Beispiel Kopie des Grundbuch
auszugs oder Kaufvertrags).

Wenn Sie – auf freiwilliger Basis – eine Kopie Ihres Ausweises  
(Vorder- und Rückseite) beifügen, erleichtern Sie der informa HIS 
GmbH die Identifizierung Ihrer Person und vermeiden damit mögliche 
Rückfragen. Sie können die Selbstauskunft auch via Internet unter: 
www.infoma-HIS.de/selbstauskunft/ bei der informa HIS GmbH 
beantragen.

Kontaktdaten des Unternehmens und des 
Datenschutzbeauftragten
informa HIS GmbH
Kreuzberger Ring 68
65205 Wiesbaden
Telefon: 0611/880870-0
Der betriebliche Datenschutzbeauftragte der informa HIS GmbH ist 
zudem unter der o. a. Anschrift, zu Hd. Abteilung Datenschutz,  
oder per E-Mail unter folgender Adresse erreichbar:  
his-datenschutz@informa.de.
Nähere Informationen zum HIS finden Sie auf folgenden Internet
seiten: www.informa-his.de
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